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Bemerkungen des Bundesrechnungshofes 1985 zur Haushalts-
und Wirtschaftsführung (einschließlich der Bemerkungen 
zur Jahresrechnung des Bundes 1983) 

A. Problem 

Der Haushaltsausschuß hat die Beratung über die Entlastung 
der Bundesregierung aufgrund der Bemerkungen des Bundes-
rechnungshofes für das Haushaltsjahr 1983 — Drucksache 
10/4367 — durchgeführt. Er hat nach dem jeweiligen Kennt-
nisstand und unter Berücksichtigung der inzwischen eingetre-
tenen Entwicklung Konsequenzen gezogen und entspre-
chende Maßnahmen veranlaßt. 

B. Lösung 

Der Bundesregierung kann für das Haushaltsjahr 1983 gemäß 
Artikel 114 GG in Verbindung mit § 114 BHO Entlastung er-
teilt werden. 

Die Bundesregierung bzw. die zuständigen Bundesminister 
werden ersucht, den Feststellungen und Bemerkungen des 
Haushaltsausschusses (Anlage) Rechnung zu tragen, den 
haushaltsrechtlichen Vorschriften zu entsprechen, Maßnah-
men zur Steigerung der Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung 
in die Wege zu leiten sowie die Beanstandungen der Hand-
lungsweise einzelner Bediensteter diesen zur künftigen Be-
achtung zur Kenntnis zu bringen und die Durchführung der 
gebotenen Maßnahmen zu überwachen. Ergänzende Darle-
gungen und noch offene Fragen sollen nach weiterer Bericht-
erstattung geklärt und gegebenenfalls abschließend erörtert 
werden. 
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Der Ausschuß hat im Verlauf der Beratungen erneut die Er-
wartung ausgesprochen, daß die Bundesminister die Prü-
fungsmitteilungen und Bemerkungsentwürfe des Bundesrech-
nungshofes fristgerecht beantworten, um eine zeitnahe Be-
richterstattung und Verwertung der Prüfungsergebnisse in 
den Haushaltsberatungen zu ermöglichen. Das gilt insbeson-
dere für die Sondervermögen des Bundes. Der Bundesrech-
nungshof und die zuständigen Bundesminister werden gebe-
ten, den Haushaltsausschuß und die zuständigen Fachaus-
schüsse laufend über Prüfungsergebnisse zu unterrichten, die 
zu Empfehlungen für gesetzgeberische Maßnahmen geführt 
haben und für anstehende Gesetzesvorhaben von Bedeutung 
sind. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Bundesregierung wird gemäß Artikel 114 GG in Verbindung mit § 114 
BHO Entlastung erteilt für das Haushaltsjahr 1983 aufgrund der Bundeshaus-
haltsrechnung (einschließlich der Bundesvermögensrechnung) — Sonder-
druck zur Drucksache 10/2664 — und den dazu vorliegenden Bemerkungen 
des Bundesrechnungshofes 1985 — Drucksache 10/4367 —. 
Die Entlastung des Haushaltsjahres 1983 umfaßt auch die Rechnung der Son-
dervermögen des Bundes, für die kein abweichendes Entlastungsverfahren 
vorgesehen ist. 

Die Stellungnahme des Bundesrates zur Entlastung der Bundesregierung we-
gen der Haushaltsrechnung und Vermögensrechnung des Bundes für das 
Haushaltsjahr 1983 (Jahresrechnung 1983) — Drucksache 10/5087 — wurde 
bei der Beratung der Bemerkungen berücksichtigt (§ 114 Abs. 2 BHO). 

2. Die Vierteljahresübersichten zu den über- und außerplanmäßigen Ausgaben 
im Haushaltsjahr 1983 — Drucksachen 10/95, 10/292, 10/775, 10/1113 — wer-
den aufgrund der Beratungen für erledigt erklärt. 

3. a) Die Bundesregierung wird ersucht, bei der Aufstellung und der Ausfüh-
rung der Bundeshaushaltspläne den Feststellungen und Bemerkungen des 
Haushaltsausschusses (Anlage) Rechnung zu tragen, 

b) der Bundesminister der Finanzen wird ersucht, dafür Sorge zu tragen, daß 
den Feststellungen des Haushaltsausschusses (Anlage) entsprochen wird 
und Maßnahmen unter Berücksichtigung der Bemerkungen des Haus-
haltsausschusses (Anlage) zur Steigerung der Wirtschaftlichkeit in die 
Wege geleitet werden, 

c) die Bundesminister werden ersucht, die Beanstandungen der Handlungs-
weise einzelner Bediensteter diesen zur künftigen Beachtung zur Kenntnis 
zu bringen und die Durchführung der gebotenen Maßnahmen unter Beach-
tung der Einzelbemerkungen des Haushaltsausschusses (Anlage) zu über-
wachen. 

Bonn, den 5. Juni 1986 

Der Haushaltsausschuß 

Walther 

Vorsitzender 

Rossmanith 

Berichterstatter 
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Anlage 

Feststellungen und Bemerkungen des Haushaltsausschusses 

Der Haushaltsausschuß faßt das Beratungsergeb-
nis des Rechnungsprüfungsausschusses zur Entla-
stung der Bundesregierung aufgrund der Berner-
kungen des Bundesrechnungshofes 1985 zur Haus-
halts- und Wirtschaftsführung (einschließlich der 
Bemerkungen zur Jahresrechnung des Bundes 
1983) — Drucksache 10/4367 — in den folgenden 
Feststellungen und Bemerkungen zusammen: 

Vorbemerkung 

Der Ausschuß hat die Vorbemerkung zur Kenntnis 
genommen. 

Beratungstätigkeit des Bundesrechnungshofes 

Zu Nr. 1 

Der Ausschuß hat die Bemerkung zur Kenntnis ge-
nommen. 

Beratungstätigkeit des Präsidenten des Bundes-
rechnungshofes als Bundesbeauftragter für Wirt

-schaftlichkeit in der Verwaltung 

Zu Nr. 2 

Der Ausschuß hat die Bemerkung zur Kenntnis ge-
nommen. 

Bedeutsame Fälle, in denen die Verwaltung Emp-
fehlungen des Bundesrechnungshofes im Prü-
fungsverfahren gefolgt ist 

Zu Nr. 3 

Der Ausschuß hat die Bemerkung (Nr. 3.2-3.20) zur 
Kenntnis genommen. 

Zu Nr. 3.1 

Der Ausschuß hat zustimmend zur Kenntnis ge-
nommen, daß inzwischen das Verfahren zur Versor-
gung ausländischer Interessenten mit Büchern 
wirtschaftlicher abgewickelt wird. 

Feststellungen zur Haushalts- und Vermögens-
rechnung des Bundes für das Haushaltsjahr 1983 

Zu Nr. 4 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Zu Nr. 4.2.2 erwartet er vom 
Bundesminister . der Finanzen, daß er auf die Ein-
haltung der haushaltsrechtlichen Vorschriften hin-
wirkt. 

Besondere Prüfungsergebnisse 

Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 

Zu Nr. 5 

— Vergütung der Angestellten im Schreibdienst bei 
den Vertretungen des Bundes im Ausland — 

Der  Bundesminister hat eingeräumt, sich in Einzel-
fällen nicht an die Tarifverträge gehalten zu haben, 
hat dies aber mit dem Hinweis auf eine Reihe von 
Schwierigkeiten begründet, die auch der Bundes-
rechnungshof anerkannt habe. Diese Schwierigkei-
ten hätten sich u. a. aus der notwendigen Rotation 
und dem Erfordernis, für sicherheitsempfindliche 
Dienstposten erfahrene Kräfte zu gewinnen, erge-
ben. 

Er hat unterstrichen, die Hinweise des Bundesrech-
nungshofes aufgegriffen zu haben. 

Ein neuer Tarifvertrag enthalte entsprechende Re-
gelungen. Mit zwei Runderlassen habe er die Aus-
landsvertretungen über den neuen Tarifvertrag und 
über die Notwendigkeit des tarifgemäßen Einsatzes 
der Fremdsprachenassistentinnen in Kenntnis ge-
setzt. Er hat betont, die Situation in den letzten zwei 
Jahren bereinigt zu haben und hat abschließend 
erklärt, in Zukunft eine tarifgerechte Eingruppie-
rung zu garantieren. 

Der Bundesrechnungshof hat bestätigt, daß der 
Bundesminister die Situation bereinigt habe. Die 
Beanstandungen hätten die Absicht gehabt, den 
Bundesminister zu veranlassen, einen gerechten 
Tarifvertrag zu erzielen, um die in diesem Bereich 
vorhandenen Schwierigkeiten auszuräumen. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nr. 6 

— Angestellte im Schreibdienst bei Vertretungen 
des Bundes im Ausland — 

Der  Bundesminister hat die Gründe erläutert, wes-
wegen er den vom Bundesrechnungshof geforder-
ten Schlüssel von fünf Diktatberechtigten zu einer 
Schreibkraft für nicht praktikabel halte. U. a. sei 
der Anteil der reinen Schreibarbeiten, die im 
Schreibdienst zu leisten seien, erheblich geringer 
und betrage nach den Feststellungen seines Hauses 
(z. B. bei Vertretungen in Brasilien) ca. 26,5 %. Er 
versuche, mit Unterstützung des Bundesrechnungs-
hofes Abhilfe zu schaffen. 

Der Bundesrechnungshof hat dargelegt, wie er den 
Schlüssel von fünf zu eins ermittelt habe, wobei er 
besonders betonte, Kleinstvertretungen und sämtli-
che Vorzimmerkräfte ausgenommen zu haben. Be- 
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züglich der übrig gebliebenen Zahl sei er der Auf-
fassung, daß man von einer gewissen Personalre-
serve des Auswärtigen Dienstes sprechen könne, 
die man mit Mitarbeiteraufträgen sinnvoller einset-
zen könnte. Dies setze aber eine klare Definition 
über die Art der zu übertragenden Mitarbeiterauf-
gaben voraus. Da über die Nutzung einer solchen 
Reserve ein Einklang mit Bestrebungen des Parla-
ments noch nicht bestehe, seien weitergehende 
Aussagen zur Zeit nicht möglich. 

Der Ausschuß hat seine Ansicht unterstrichen, daß 
der Haushaltsausschuß wohlwollend der Umwand-
lung von Schreibdienststellen in normale Sachbear-
beiterstellen bei den Haushaltsberatungen 1987 ent-
gegensehen werde. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister 
aufgefordert, den Personalbedarf im Bürodienst als-
bald sachgerecht zu ermitteln und bei großen und 
mittleren Vertretungen die notwendigen organisa-
torischen und personalwirtschaftlichen Maßnah-
men auf der Grundlage systematischer Bemessung 
zu treffen. 

Zu Nr. 7 

— Fremdwährungsbestände im Ausland — 

Der  Bundesminister hat das Zustandekommen der 
Guthaben erklärt und mitgeteilt, welche Bemühun-
gen zu deren Abbau er bisher unternommen hat. Im 
Falle Ungarn sei z. B. eine Übereinkunft erreicht 
worden, einen Teil des Guthabens für den Erwerb 
des neuen Botschaftsgrundstückes und des Neu-
baues einzusetzen. Er versuche, eine Problemlö-
sung außerdem über Regierungsverhandlungen zu 
finden, die der Bundesminister der Finanzen oder 
der Bundesminister für Wirtschaft in Ungarn führ-
ten. In die Versuche habe man auch die örtlichen 
Lufthansavertretungen mit einbeziehen wollen, 
was jedoch auf die Bedenken der ungarischen Seite 
gestoßen sei. Er hat ferner die Schwierigkeiten bei 
den Postverrechnungen mit Polen dargestellt. 

Er hat mitgeteilt, daß die Landeswährungsgutha-
ben trotz intensiver und verstärkter Bemühungen 
weiter ansteigen. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister 
aufgefordert, im Zusammenwirken mit anderen 
Ressorts Lösungen für den Transfer bzw. anderen 
Abbau der Guthaben zu suchen. Er hat den Bundes-
rechnungshof gebeten, in zwei Jahren erneut zu be-
richten. 

Zu Nr. 8 

— Geschäftsübersichten — 

Der Bundesminister hat Einzelheiten über die 
Handhabung der neuen Geschäftsübersichten er-
läutert und betont, diese probeweise eingeführt zu 
haben, um daraus eine noch bessere Lösung zu 

erreichen und gegebenenfalls nochmals über die 
Erfahrungen zu berichten. 

Der Bundesrechnungshof hat ebenfalls dafür plä-
diert, weitere Ergebnisse zunächst abzuwarten. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister 
ersucht, die Arbeiten an einem verbesserten Infor-
mationssystem über die Auslastung der Auslands-
vertretungen einschließlich dessen Erprobung zü-
gig fortzuführen. 

Zu Nr. 9 

— Erwerb der Deutschen Schule Stockholm  — 

Der  Bundesminister hat Mängel in der Zusammen-
arbeit zwischen den beteiligten Ressorts einge-
räumt. Er hat seine Auffassung unterstrichen, daß 
ein erheblicher Schaden für den Bund nicht ent-
standen sei. Er hat den Ablauf des Verfahrens chro-
nologisch dargestellt und die Gründe für die Verzö-
gerungen ausführlich erläutert, wobei er besonders 
darauf hingewiesen hat, daß komplizierte Fragen 
nach schwedischem Recht zu beachten gewesen 
seien. Außerdem hat er auf Haushaltsprobleme 
1981 und 1982 hingewiesen, auf die der Mangel an 
Nachdruck bei der Verfolgung der Angelegenheit 
ebenfalls zurückzuführen sei. 

Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau hat erläutert, wie sich der Ablauf aus 
der Sicht seines Hauses darstellt. Aus den Auskünf-
ten des Auswärtigen Amtes habe sein Haus auf 
eine bestimmte Prioritätenfolge geschlossen, was 
beim zuständigen Referat dazu geführt hatte, die 
Bearbeitung dringenderer Gutachten zunächst vor-
zuziehen. 

Der Bundesminister der Finanzen hat darauf hin-
gewiesen, daß wegen der Prioritätenliste des Aus-
wärtigen Amtes Mittel zunächst nicht angefordert 
worden seien. Diese Verzögerungen habe er nicht 
zu vertreten. 

Der Bundesrechnungshof hat über die Höhe dés 
möglichen Schadens berichtet und festgestellt, daß 
es sich betriebswirtschaftlich gesehen nicht um ei-
nen Bagatellfall handelt. Hinsichtlich der Aussage, 
Haushaltsmittel hätten nicht zur Verfügung gestan-
den, hebt er unter Hinweis auf das Beispiel der 
Schule in Teheran hervor, daß der Bundesminister 
der Finanzen seiner Auffassung nach zu jeder Zu-
sammenarbeit bereit gewesen sei. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister 
aufgefordert, künftig darauf zu drängen, daß Maß-
nahmen der vorliegenden Art mit dem Bundesmini-
ster für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
besser abgestimmt und zügiger durchgeführt wer-
den. Zugleich hat der Ausschuß anerkannt, daß der 
Schulverein eine Zwischenlösung gefunden hat, die 
das Fortbestehen der Schule ermöglichte. 
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Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

Zu Nr. 10 

— Versorgungszuschlag für beurlaubte Beamte — 

Der  Bundesminister hat die Notwendigkeit einer 
einheitlichen Handhabung der Vorschriften für die 
Erhebung des Versorgungszuschlages unterstri-
chen. Er sei bereit, die Richtlinien für den Bundes-
bereich innerhalb des nächsten halben Jahres zu 
konkretisieren. 

Der Bundesrechnungshof hat den Umfang seiner 
Prüfung und die verschiedenen Arten der Beurlau-
bung von Beamten ausführlich dargestellt. Insbe-
sondere ist er auf die Praxis bei der Deutschen Bun-
desbahn und der Deutschen Bundespost eingegan-
gen. Er hat die unterschiedliche Verfahrensweise 
beanstandet. Er hat zum Ausdruck gebracht, daß er 
dem Bundesminister in den Fällen mit Regelungs-
bedarf für eine verbindliche Äußerung dankbar 
wäre, um die verschiedene Verfahrensweise der 
Verwaltungen zu vermeiden. Er halte es für sach-
dienlich, in den Verwaltungsvorschriften oder in ei-
ner ergänzenden Weisung für Klarstellung zu sor-
gen. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister 
aufgefordert, für die Erhebung des Versorgungs-
zuschlages bei Beamten, die ohne Dienstbezüge be-
urlaubt worden sind, ergänzende Regelungen zu 
treffen, die ein einheitliches Handeln der Bundes-
verwaltung gewährleisten und finanzielle Nachteile 
für den Bund vermeiden. Er erwartet bis zum 
1. Oktober 1986 einen Bericht über den Sachstand. 

Zu Nr. 11 

— Beschaffungen für die Bereitschaftspolizeien der 
Länder und den Bundesgrenzschutz — 

Der  Bundesminister hat Einzelheiten des sehr kom-
plexen Beschaffungsvorhabens beschrieben und 
nicht bestritten, daß einzelne Bestimmungen nicht 
eingehalten worden sind. Er hat aber hervorgeho-
ben, daß nach Auffassung seines Hauses ein finan-
zieller Nachteil für den Bund nicht entstanden sei. 
Er hat hinsichtlich der Vertragsgestaltung auf die 
dreifache Festlegung des Verkaufsgegenstandes 
hingewiesen, der so vertragsrechtlich genügend ab-
gedeckt gewesen sei. Über die Verwendung der be-
stellten Fahrzeuge innerhalb des Bundesgrenz-
schutzes hat er eine detaillierte Aufschlüsselung 
vorgelegt und hat überdies die Kostenentwicklung 
aus seiner Sicht erläutert. 

Der Bundesrechnungshof hat die Kostenentwick-
lung dargestellt und hervorgehoben, daß zusätzli-
che Ausrüstungswünsche im Laufe der Zeit zu 
Preiserhöhungen geführt hätten. Es lasse sich je-
doch nicht quantifizieren, in welchem Ausmaß die 
Vertragsänderungen zu dieser Entwicklung beige-
tragen hätten. Vor dem Hintergrund der heutigen 
Personalstärke sei die Frage nach der tatsächlich 
benötigten Fahrzeugzahl zu beantworten. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat gerügt, daß das be-
schaffende Ministerium Erfahrungen anderer Res-
sorts nicht in Anspruch genommen hat und dem 
Bund dadurch vermeidbare Ausgaben entstanden 
sind. Er hat seine Erwartung ausgedrückt, daß die 
Beschaffungsunterlagen unverzüglich entspre-
chend den Forderungen des Bundesrechnungshofes 
bereitgestellt werden. Er hat den Bundesminister 
ersucht, Regreß- und Disziplinarmaßnahmen zu 
prüfen und über das Ergebnis bis zum 1. Oktober 
1986 zu berichten. 

Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 

Zu Nr. 12 

— Jagdwirtschaft in den Bundesforsten — 

Der  Bundesminister hat die Besonderheiten der 
Jagdausübung in den Bundesforsten geschildert. 
Bezüglich der noch nicht verpachteten Flächen aus 
dem Allgemeinen Grundvermögen (1500 ha) hat er 
angemerkt, es bestehe Einigkeit darüber, möglichst 
alle Flächen zu verpachten. Rd. 250 000 ha Jagdflä-
che seien jedoch Truppenübungsplätze, die in erster 
Linie militärischen Übungszwecken dienten. Aus 
dem Vorrang der militärischen Nutzung ergäben 
sich gegen die Verpachtung der Randflächen an 
Private Bedenken, z. B. die Gefahr der Ausspähung. 
Insofern könne den Anregungen des Bundesrech-
nungshofes nicht gefolgt werden. Die Bejagung die-
ser Flächen auf Truppenübungsplätzen erfolge da-
her unter Führung von Forstbeamten. Zum mögli-
chen Einsatz von pensionierten Forstbeamten bei 
diesen Führungen hat er ausgeführt, diesen nicht 
für ausgeschlossen zu halten, wobei die Frage, ob 
dadurch eine Entlastung herbeizuführen sei, ge-
prüft werden müsse. Von Entlastungsmöglichkeiten 
wolle man Gebrauch machen, wenn z. B. beamten-
rechtliche Aspekte nicht entgegenstünden. 

Der Bundesrechnungshof hat anerkannt, daß die 
Erträge aus der Jagd gesteigert worden seien. Er 
hat seine Auffassung unterstrichen, daß weitere 
Verbesserungen durch Verpachtung und durch Aus-
gabe entgeltlicher Jagderlaubnisscheine — wenn 
auch im beschränkten Rahmen — auf den Randflä-
chen der Truppenübungsplätze (etwa 11 000 ha) 
möglich seien. Er hat zu weiteren Anstrengungen in 
dieser Richtung aufgefordert. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister 
aufgefordert, 

— die zum Allgemeinen Grundvermögen gehören-
den Jagdflächen (noch 1 500 ha) vollständig zu 
verpachten und dafür angemessene Entgelte zu 
verlangen, 

— die Jagdabkommen mit den Stationierungs-
streitkräften nicht auszudehnen. 
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Zu Nr. 13 

— Auslastung von Unterbringungs- und/oder Ver-
pflegungskapazitäten bei Einrichtungen, die aus 
Bundesmitteln finanziert werden  — 

Der  Bundesminister hat betont, in diesem Fall als 
koordinierende Stelle angesprochen worden zu 
sein. Er hat erklärt, die Anregung aufzugreifen, in 
diesem Bereich auf zusätzliche Einsparungen hin-
zuwirken. Er hat seine Bereitschaft unterstrichen, 
im Rahmen der Haushaltsaufstellung auch darauf 
zu achten, die Schaffung neuer Kapazitäten sorgfäl-
tig zu prüfen und auf eine verstärkte Ausnutzung 
zu drängen. Trotz eines gewissen Zweifels an dem 
Erfolg hat er sich bereit erklärt, das geforderte Ge-
samtverzeichnis zu führen. Sein Haus werde dar-
über nachdenken, wie die Anregungen des Bundes-
rechnungshofes verwirklicht werden könnten. 

Der Bundesrechnungshof hat die Ziele seiner Quer-
schnittuntersuchung erläutert und begründet, wes-
halb er Bereiche wie Bundesgrenzschutz, Bundes-
wehr, Deutsche Bundespost, Deutsche Bundesbahn 
nicht mit einbezogen habe. Bezogen auf acht Res-
sorts seien 250 Einrichtungen geprüft worden. Be-
züglich der Errichtung von Kapazitäten hat er die 
Notwendigkeit der Koordinierung mit anderen Ein-
zelplänen unterstrichen, um eine bessere Ausla-
stung zu gewährleisten. Er hat sich dafür ausge-
sprochen, den ressortübergreifenden Kapazitäts-
ausgleich durch die beim vom Bund geförderten 
Einrichtungen (z. B. Müttergenesungswerk, Hand-
werkskammern) schon vorhandenen Zentralen aus-
führen zu lassen. Ein wesentliches Ziel der Untersu-
chung sei es, für die Zukunft eine bessere Planung 
und einen besseren Mitteleinsatz zu erreichen. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung nach Maß-
gabe der Ergebnisse der Diskussion zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister 
der Finanzen aufgefordert, das Gesamtverzeichnis 
als Planungsinstrument interministerieller Abstim-
mung einzuführen und die Schaffung neuer Kapazi-
täten besonders kritisch zu untersuchen. Er hat die 
Bundesregierung ferner gebeten, in der Federfüh-
rung des Bundesministers der Finanzen spätestens 
nach drei Jahren den Ausschuß über den Erfolg der 
Maßnahmen zu unterrichten. 

Einzelplan 09 — Bundesminister für Wirtschaft — 

Zu Nr. 14 

— Förderung der wirtschaftsbezogenen Fachinfor-
mation — 

Der  Bundesminister hat die Probleme der einzel-
nen Fachinformationszentren ausführlich darge-
stellt und u. a. hervorgehoben, daß die Frage der 
Einstellung oder Weiterführung der Zentren vor 
dem Hintergrund der internationalen Wettbewerbs-
fähigkeit gesehen werden müsse. Er hat seine Ab-
sicht unterstrichen, immer zu versuchen, die Infor-
mationszentren möglichst marktnah zu gestalten. 
Angesichts bestehender Zweifel darüber, ob die 
Analyse der Bedarfsstruktur für den mittelständi

-

schen Bereich heute schon klare Ergebnisse ermög-
liche, hat er für mehr Geduld plädiert. 

Der Bundesrechnungshof hat die großen Chancen 
dieser Informationssysteme für die Industrie nicht 
bestritten. Der Schritt zur EDV-gestützten Fachin-
formation in der Bundesrepublik Deutschland sei 
nicht falsch gewesen. Der Nutzer müsse mit der 
Information etwas anfangen können. Daran habe es 
in der Vergangenheit gefehlt. Er hat daher ange-
regt, nur noch Datenbanken zu fördern, die auf die 
Nutzung zugeschnitten seien und den Bedarf durch 
entsprechende Gutachten zu ermitteln. Er hat be-
tont, die Einstellung in kritischen Bereichen (z. B. 
bei Rohstoffen und Werkstoffen) dann für vertret-
bar zu halten, wenn sich eine weitere Förderung als 
nicht sinnvoll herausstelle. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister 
aufgefordert, die vom Bundesrechnungshof ange-
regten Untersuchungen unverzüglich vorzunehmen 
und auf der Grundlage der gewonnenen Erkennt-
nisse die weitere Förderung zu überprüfen. Er hat 
gefordert, daß im Fall der Fortführung der Förde-
rung durch organisatorische und marktnahe Maß-
nahmen eine Verbesserung des Kostendeckungs-
grades der einzelnen Fachinformationszentren an-
zustreben ist. Zumindest die Deckung der soge-
nannten „Output-Kosten" sollte erreicht werden. 
Der Ausschuß hat unterstrichen, daß er zum 1.3. 
1987 vom Bundesminister einen Bericht erwartet. 

Einzelplan 10 — Bundesministerium für Er-
nährung, Landwirtschaft und 
Forsten — 

Zu Nr. 15 

— Einsatz des Prüfdienstes beim Bundesamt für Er-
nährung und Forstwirtschaft — 

Der  Bundesminister hat zum Thema der Besonde-
ren Ernteermittlung ausgeführt, die gegen die bis-
herige Handhabung vorgebrachten verfassungs-
rechtlichen Bedenken zur Kenntnis genommen zu 
haben. Als Konsequenz sollen die Länder verpflich-
tet werden, ab Ernte 1988 diese Aufgabe allein zu 
erfüllen. Vorher sei jedoch eine Gesetzesänderung 
im Rahmen des Zweiten Statistischen Bereini-
gungsgesetzes beabsichtigt. Es sei an die Aufnahme 
einer Ermächtigung für den Bundesminister ge-
dacht, mit Zustimmung des Bundesrates allgemeine 
Verwaltungsvorschriften zur Durchführung der Be-
sonderen Ernteermittlung zu erlassen, um die Ern-
teermittlung — so wie bisher — ab 1988 konkret 
sicherzustellen. Er hat den Ausschuß um Unterstüt-
zung gebeten. 

Zur Denaturierung von Magermilchpulver für Fut-
terzwecke hat er ausgeführt, daß sein Haus mit den 
Vorschlägen des Bundesrechnungshofes, weiterhin 
täglich zu prüfen und die einjährige Buchführung 
zu praktizieren, einverstanden sei. Gegen die Vor-
stellungen des Bundesrechnungshofes, die Hal-
bierung der Kurzprüfungen und die Verlängerung 
der Buchprüfung auf ein Jahr habe sein Haus we- 
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gen der damit verbundenen Belastungen für die 
Wirtschaft und wegen der Gefahr von Anlastungen 
aus der EG für den Bundeshaushalt jedoch größte 
Bedenken. Er hat die dringende Bitte angeschlos-
sen, es bei den Mischfutterherstellern bei der jetzi-
gen Praxis (alle 28 Tage Kurzprüfungen, viertel

-

jährliche Buchprüfungen) zu belassen. 

Der Bundesminister hat nach einer Erläuterung der 
Kontrollverfahren mitgeteilt, bei den Tierhaltungs-
betrieben von der Zeitraum- zur Zeitpunktkontrolle 
übergegangen zu sein und damit auch im Sinne der 
EG-Praxis zu handeln. Wenn die Kontrolle einen 
Wert haben solle, dann müsse der Viehbestand re-
gelmäßig während des Aufwachsens kontrolliert 
werden. Wegen des Risikos der Anlastungen könne 
er dem Vorschlag des Bundesrechnungshofes nicht 
folgen. 

Der Bundesminister der Finanzen hat im Hinblick 
auf die Gegebenheiten in der Praxis erklärt, grund-
sätzlich Verständnis für die Haltung des Bundesmi-
nisters zu haben. 

Der Bundesrechnungshof hat vor dem Hintergrund 
der in der Europäischen Gemeinschaft üblichen 
Praxis die Gründe für seine Vorschläge dargelegt, 
die das Ziel hätten, den Bundesminister anzuregen, 
ein wirtschaftlicheres Verfahren zu sichern. Eine 
vollkommene Umstellung der Verfahren habe er 
nicht gefordert. Die Vorstellungen des Bundesmini-
sters bezüglich der Besonderen Ernteermittlung 
hat er als akzeptabel bezeichnet. 

Der Ausschuß hat beschlossen, den Bundesminister 
aufzufordern, den Einsatz von Bundesprüfern in 
den Ländern im Rahmen der Besonderen Ernteer-
mittlung ab 1988 zu beenden. 

Der Ausschuß hat den Vorschlägen des Bundes-
rechnungshofes hinsichtlich der Denaturierung von 
Magermilch zugestimmt. 

Bei den Mischfutterherstellern ist der Ausschuß 
den Vorschlägen des Bundesrechungshofes nicht 
gefolgt. 

Der Ausschuß hat die Bemerkung zu Nr. 15.2.2 und 
15.3 zur Kenntnis genommen. 

Einzelplan 11 — Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung — 

Zu Nr. 16 

— Orthopädische Versorgung in der Kriegsopfer-
versorgung — 

Der  Bundesminister hat betont, daß die zum 1. 1. 
1987 in Kraft tretende Verordnung eine Anpassung 
an die heutigen Verhältnisse vornehme. Unter Hin-
weis auf die Regierungserklärung, wonach die 
Kriegsopferversorgung nicht eingeschränkt werden 
soll, hat er dafür plädiert, die Bestimmungen weit 
auszulegen. 

Der Bundesrechnungshof hat sich für die Einspa

-

rung unsinniger Ausgaben eingesetzt und seine 
Auffassung unterstrichen, daß durch Anpassung 

eine kostenneutrale Neuordnung erreicht werden 
könne. In vielen Punkten stimme er mit dem Bun-
desminister überein. Er hat betont, daß es beim 
Bundesversorgungsgesetz nicht nur um die Kriegs-
opfer, sondern auch um andere Personenkreise 
gehe, die neu hinzukämen. 

Der Ausschuß hat akzeptiert, daß Leistungen an die 
Kriegsopfer grundsätzlich nicht eingeschränkt wer-
den. Im übrigen hat er die Bemerkung zustimmend 
zur Kenntnis genommen. 

Zu Nr. 17 

— Rentenversorgung von Kriegsopfern in Ost- und 
Südosteuropa — 

Der  Bundesminister hat mitgeteilt, aufgrund der 
Bemerkungen des Bundesrechnungshofes bei den 
Versorgungsämtern nachgeprüft und festgestellt zu 
haben, daß es bei 125 Fällen um einen Gesamtauf-
wand von 177 000 DM gehe. Er hat unterstrichen, 
daß eine Änderung der Rechtsmeinung den betrof-
fenen Leistungsempfängern nicht zur Last gelegt 
werden könne. Daher wolle er von der Möglichkeit 
des Widerrufs nicht Gebrauch machen. Er hat er-
klärt, die betroffenen Bundesländer nachdrücklich 
aufgefordert zu haben, künftig entsprechend den 
aufgezeigten Grundsätzen zu verfahren. Die Länder 
hielten sich jetzt an die Richtlinien seines Hauses. 
Der Ausschuß könne von einer einheitlichen 
Rechtsanwendung ausgehen. 

Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, aufzeigen 
zu wollen, welcher Schaden durch ein fehlerhaftes 
Rundschreiben entstehen könne. Gleichzeitig hat er 
eingeräumt, daß es sich um einen Bereich mit er-
heblichem Schwierigkeitsgrad handelt. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung sowie den 
Maßnahmen und Zusagen des Bundesministers zu-
stimmend Kenntnis genommen. 

Zu Nr. 18 

— Vereinheitlichung der vier Programmiersysteme 
in der gesetzlichen Rentenversicherung — 

Der  Bundesminister hat auf die Schwierigkeiten 
der Umstellung der Programmierung auf ein ande-
res System hingewiesen. Wenn die Rentenversiche-
rungsträger die Problematik der Vereinheitlichung 
betonen, werde er sie nicht drängen. 

Die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte hat 
die Problematik der Vereinheitlichung ausführlich 
dargestellt. Angesichts des dazu notwendigen Ar-
beitsaufwandes sei eine Vereinheitlichung nicht zu 
verantworten und in absehbarer Zeit mit einem ver-
nünftigen wirtschaftlichen Erfolg nicht erreichbar. 

Der Bundesrechnungshof hat sich für die Zusam-
menfassung der drei Programmierkreise der Arbei-
terrentenversicherung zu einem Programmierkreis 
und für die Belassung der Sonderstellung der Bun-
desversicherungsanstalt für Angestellte ausgespro-
chen. Wenn dieser Empfehlung gefolgt würde, gebe 
es langfristig einen Einsparungseffekt. 
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Der Ausschuß hat von der Bemerkung Kenntnis 
genommen. Er hat den Bundesminister aufgefor-
dert, sich weiterhin um eine kostengünstige Lösung 
zu bemühen und dabei auch die Einführung je eines 
Programmiersystems für die Bundesversicherungs-
anstalt für Angestellte und die übrigen Rentenver-
sicherungsträger zu prüfen. 

Zu Nr. 19 

— Klärung der Versicherungskonten — 

Der  Bundesminister hat erklärt, im Ziel mit dem 
Bundesrechnungshof und den Rentenversiche-
rungsträgern völlig einig zu sein. Er hat jedoch auf 
Schwierigkeiten hingewiesen, das Ziel zu erreichen. 
Er hat mitgeteilt, daß die Versicherungsträger mit 
der Erfüllung ihrer Aufgabe, die über 45jährigen 
Versicherten über den Inhalt ihres Kontos zu unter-
richten, voll ausgelastet seien. Er hat die Rückant-
wortquoten, aufgeschlüsselt nach Versicherungsträ-
gern, genannt und abschließend seine Zweifel hin-
sichtlich des Erfolges einer Verbindlichkeitserklä-
rung mit Bestandskraft geäußert. 

Der Bundesrechnungshof hat seine Forderung nach 
einer Unterrichtung auch der unter 45jährigen Ver-
sicherten über ihren Kontenstand begründet. Es sei 
grundsätzlich davon auszugehen, daß der Versiche-
rungsträger gegenüber dem Versicherten eine Be-
treuungspflicht habe. Hinsichtlich der Verbindlich-
keitserklärung eines Versicherungsverlaufs hat er 
u. a. hervorgehoben, daß die Möglichkeiten, gegen 
einen bereits rechtskräftig gewordenen Rentenbe-
scheid z. B. durch die Vorlage neuer Unterlagen vor-
gehen zu können, erhalten bleiben sollen. Im übri-
gen führe die Fixierung der Bestandskraft zu größe-
rer Sorgfalt bei der Erstellung des Rentenbeschei-
des. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister 
aufgefordert, künftig bei gesetzgeberischen Maß-
nahmen sowie der Neufassung der Datenerfas-
sungsverordnung die Vorschläge des Bundesrech-
nungshofes soweit wie möglich zu berücksichtigen 
und dabei Überlegungen der Betreuungspflicht und 
der Rechtssicherheit deutlich einzubeziehen. 

Zu Nr. 20 

— Zuschuß der Bundesanstalt für Arbeit an Arbeit-
geber zu deren Beitragsaufwendungen für die 
gesetzliche Krankenversicherung der Empfänger 
von Kurzarbeitergeld (§ 163 Abs. 2 Arbeitsförde-
rungsgesetz) — 

Der Ausschuß hat unterstrichen, daß die inzwi-
schen erfolgte Korrektur dem Bundesrechnungshof 
zu verdanken sei. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

Zu Nr. 21 

— Anspräche des Bundes aus Anlaß der Havarie 
eines Küstenmotorschiffes — 

Der  Bundesminister hat die Einzelheiten der Hava-
rie und die danach eingeleiteten Maßnahmen zur 
Behebung der Folgen ausführlich beschrieben, wo-
bei er über die bestehenden Möglichkeiten des Vor-
gehens (öffentlich-rechtlich oder privatrechtlich) ei-
nige grundsätzliche Ausführungen angefügt hat. Er 
hat über die Reaktion des zunächst festgestellten 
Eigentümers berichtet und dargelegt, welche 
Schwierigkeiten sich daraus ergeben haben, daß 
dieser rechtlich nicht der richtige Adressat gewesen 
sei. Der sich daraus ergebende Rechtsstreit vor dem 
Verwaltungsgericht habe zu den bekannten Ergeb-
nissen geführt. 

Der Bundesminister hat hervorgehoben, daß es zum 
Zeitpunkt der Befassung seines Hauses mit dem 
Vorgang keine Rechtsansprüche des Bundes mehr 
gegeben habe. Er habe nur noch die Frage zu prü-
fen gehabt, ob bei diesem negativen Ergebnis der 
Bund den Schaden von über 500 000 DM tragen 
müsse, oder ob ein Anlaß gegeben sei, Regreßan-
sprüche geltend zu machen. Er hat Einzelheiten der 
Prüfung der Regreßfrage vor dem Hintergrund der 
komplizierten Eigentumsverhältnisse auf der Seite 
der Schiffseigner geschildert. 

Der Bundesminister hat seine Auffassung darge-
legt, daß der Rat des Verwaltungsgerichtes an die 
Direktion, die strompolizeiliche Verfügung wegen 
des falschen Adressaten zurückzunehmen, nicht 
hätte befolgt werden dürfen, da es beachtliche 
Gründe dafür gebe, daß der ursprünglich einge-
schlagene Weg zum Erfolg geführt hätte. Das Ein-
gehen auf den Rat des Gerichtes könne seiner Mei-
nung nach jedoch nicht als grobe Fahrlässigkeit ge-
wertet werden, die Voraussetzung für einen Regreß-
anspruch sei. 

Der Bundesminister hat auf den geltenden Erlaß 
hingewiesen, wonach die Direktionen ihm in Fällen 
von grundsätzlicher oder sonst über den Einzelfall 
hinausgehender Bedeutung und in Fällen mit ei-
nem Streitwert von mehr als 10 000 DM zu berich-
ten haben. 

Der Bundesrechnungshof hat den Fall als viel-
schichtig bezeichnet. Er hat ebenfalls grundsätzli-
che Ausführungen zu den Möglichkeiten des Vorge-
hens in öffentlich-rechtlicher, privatrechtlicher und 
regreßrechtlicher Hinsicht angefügt. Er hat seine 
Auffassung hervorgehoben, daß im weiteren Ver-
folg der öffentlich-rechtlichen Maßnahmen nicht 
entschieden genug darauf hingewiesen worden sei, 
den Fall in die richtigen Bahnen zu lenken. Dies 
hätte man bei der Direktion erkennen müssen. 

Der Ausschuß hat hervorgehoben, das vom Bundes-
minister Vorgetragene sei nicht befriedigend. Die 
Diskussion habe gezeigt, daß dem jungen Beamten, 
der als erster habe handeln müssen, in regreßmäßi- 
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ger Hinsicht keine Vorwürfe gemacht werden könn-
ten, denn er habe schnell und wirksam gehandelt. 
Mängel seien in einer späteren Phase aufgetreten. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Der Bundesminister wird da-
für Sorge zu tragen haben, daß Wiederholungen 
vermieden werden. Der Ausschuß hat den Bundes-
minister ersucht, die Regreßfrage, insbesondere auf 
der Ebene der Amtsleitung und der Direktion, er-
neut zu prüfen und über das Ergebnis bis zum 
1. Oktober 1986 zu berichten. 

Zu Nr. 22 

— Betriebsdatenerfassung und Kostenrechnung in 
den Werkstattbetrieben der Wasser- und Schiff-
fahrtsverwaltung — 

Der  Bundesminister hat seine Auffassung unter-
strichen, mit der Vorschaltung einer Vorstufe, die er 
als integralen Bestandteil des gesamten Pilotpro-
jektes ansehe, richtig gehandelt zu haben, um Er-
kenntnisse für die Ausschreibung der Geräte zu er-
langen. Er hat mitgeteilt, daß das System aufgrund 
der guten Ergebnisse in die Verwaltung eingeführt 
werde. Das System führe zu besseren Informatio-
nen. Die entstandenen Kosten würden durch Er-
sparnisse aufgewogen. Er hat die Kosten der Vor-
stufe dargelegt und das finanzielle Volumen des ge-
samten Pilotprojektes mit 1,2 Mio. DM beziffert. 

Der Bundesrechnungshof hat begründet, weswegen 
er bei seiner Feststellung hinsichtlich der Vermeid-
barkeit des Schadens bleibe. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister 
aufgefordert, vergleichbare Maßnahmen in Zukunft 
sorgfältiger zu planen und durchzuführen. 

Einzelplan 14 — Bundesminister 
der Verteidigung — 

Zu Nr. 23 

— Zahlung von Nebenbezügen — 

Der  Bundesminister hat den Sachverhalt aus seiner 
Sicht erläutert und festgestellt, daß es sich um ei-
nen Rechtsstreit gehandelt habe. Obwohl es in der 
rechtlichen Bewertung einen Dissens gebe, sei er 
auf den Bundesrechnungshof eingegangen, weil der 
Bundesminister des Innern hinsichtlich der Er-
schwerniszulage nunmehr eine Regelung empfehle, 
die der eigenen Empfehlung entspreche. Er hat mit-
geteilt, daß von 62 Arbeitskräften nur noch 48 Ar-
beitskräfte Zulagen erhielten. 

Der Bundesrechnungshof hat angemerkt, den Vor-
gang nicht wegen der Höhe des Betrages (in beiden 
Fallgruppen jährlich etwa 100 000 DM) aufgegriffen 
zu haben, sondern wegen der zögerlichen Reaktion 
des Bundesministers. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung Kenntnis 
genommen. 

Zu Nr. 24 

— Tarifliche Einreihungen von Kraftfahrern, die 
zugleich als Lagerhelfer beschäftigt werden  — 

Der  Bundesminister hat nach der Schilderung des 
Sachverhaltes und der Erläuterung der Unter-
schiede zwischen den Aufgaben eines normalen 
Kraftfahrers und den Aufgaben eines Lagerhelfers, 
der z. B. 20 auf Lager befindliche Fahrzeuge pflegen 
und aus technischen Gründen bewegen müsse, um 
Verständnis für seine Haltung in dieser Frage gebe-
ten. 

Der Ausschuß hat anerkannt, daß sich der Bundes-
minister und der Bundesrechnungshof inzwischen 
auf einen neuen Berechnungsschlüssel geeinigt 
hätten. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung des Bundes-
rechnungshofes, daß zur Verhinderung unrichtiger 
Einreihung der „Kraftfahrer zugleich Lagerhelfer" 
bei Veränderung des Fahrzeugbestandes die Tätig-
keitsdarstellungen rechtzeitig zu aktualisieren sind, 
zustimmend Kenntnis genommen. 

Zu Nr. 25 

— Druckereien und Vervielfältigungsstellen — 

Der  Bundesminister hat erklärt, daß geheimhal-
tungsbedürftige Unterlagen nicht an das private 
Druckereigewerbe abgegeben würden. Er hat zur 
Frage der Auslastung der Druckereien Stellung ge-
nommen und mitgeteilt, daß die Haushaltsabteilung 
seines Hauses zum 1. April 1986 von allen Drucke-
reien die Vorlage einer Wirtschaftlichkeitsberech-
nung angeordnet habe. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nr. 26 

— Bau von Fahrsimulatoren für den Schützenpan-
zer Marder — 

Der  Bundesminister hat erklärt, die Beanstandung 
des Bundesrechnungshofes selbstkritisch zu teilen. 
Man werde es künftig energisch betreiben, daß von 
Beginn eines neuen Waffensystems an — wo immer 
möglich — die Ausbildung an Simulatoren einbezo-
gen ist. 

Als Grund für das Hinauszögern der Entscheidung 
über die Einführung des Fahrsimulators hat er die 
Umstellung auf die neue Heeresstruktur angeführt. 
Zudem habe das bis dahin in Ausbildungsfragen 
vorherrschende traditionelle Denken geändert wer-
den müssen. Er hat die wachsende Bedeutung der 
Ausbildung an Simulatoren für die Streitkräfte un-
terstrichen und darauf hingewiesen, daß neben dem 
Kostenfaktor auch der Faktor Lärm eine Rolle spie-
le. Er hat betont, Beanstandungen dieser Art dürf-
ten sich nicht wiederholen und hat festgestellt, daß 
das Programm unter dem Einfluß des Bundesrech-
nungshofes beschleunigt worden sei. 
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Der Bundesrechnungshof hat seine Auffassung un-
terstrichen, daß es bereits 1973/74 möglich gewesen 
wäre, mit der Planung der Simulatoren zu begin-
nen. Bei Zugrundelegung einer Herstellungszeit 
von etwa acht Jahren hätten die Simulatoren zu 
Beginn der 80er Jahre bereits zur Verfügung stehen 
müssen. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister 
ersucht, nunmehr den Zeitplan für die Errichtung 
und Inbetriebnahme der Fahrsimulatoren für den 
Schützenpanzer Marder einzuhalten. Im übrigen 
wird er dafür zu sorgen haben, daß künftig derar-
tige Anlagen, die zu einer erheblichen Senkung der 
Betriebskosten führen, zeitgerecht mit dem Waffen-
system geplant und errichtet werden. 

Zu Nr. 27 

— Ausrüstung der Fregatten F 122 — 

Der Bundesminister hat festgestellt, Ausgangs-
punkt aller Schwierigkeiten sei gewesen, daß am 
Beginn der Entwicklung des Systems Eloka alle Be-
teiligten den notwendigen Aufwand in technischer, 
zeitlicher und finanzieller Hinsicht unterschätzt 
hätten. Darin stimme er dem Bundesrechnungshof 
voll zu. Er hat das Projektmanagement als generell 
in Ordnung bezeichnet, aber zugleich angemerkt, 
daß der Schwierigkeitsgrad wachse, je komplexer 
ein Waffensystem sei. Er hat seine Überzeugung 
unterstrichen, mit der Entwicklung des Systems 
und der Ausrüstung der Schiffe technisch an der 
Spitze zu liegen. Er hat Bemühungen seines Hauses 
zugesagt, den beteiligten Firmen eine finanzielle Ei-
genbeteiligung aufzuerlegen. Sein Haus habe aus 
dem Vorgang gelernt, daß am Ende der Definitions-
phase alle Weichen für die sich anschließende Ent-
wicklungsphase gestellt sein müßten. Bereits zu Be-
ginn der Entwicklungsphase müsse das Ausmaß 
der möglichen Risiken zurückgeführt sein. 

Der Bundesrechnungshof hat auf bestehende Ab-
stimmungsschwierigkeiten zwischen der Marine, 
dem Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaffung 
und dem Rüstungsbereich hingewiesen und Einzel-
heiten darüber berichtet. Er hat es als erforderlich 
bezeichnet, Entwicklungsvertrag und Beschaf-
fungsvertrag auseinanderzuhalten. Es habe sowohl 
an ordnungsgemäßer Kostenkontrolle als auch an 
technischer Kontrolle gefehlt. Er hat zwar das Er-
reichen einer ersten Stufe festgestellt, die aber 
nicht allen Forderungen entspreche. 

Der Ausschuß hat seinen Eindruck hervorgehoben, 
daß Aufträge ohne das Vorliegen der militärischen, 
technischen und wirtschaftlichen Forderungen er-
teilt worden seien. Daraus ergebe sich die Konse-
quenz, daß das Bundesamt für Wehrtechnik und 
Beschaffung in Zukunft den Bedarfsträger in jeder 
Phase einzubeziehen habe. Ohne Äußerung des Be-
darfsträgers dürfe kein Auftrag vergeben werden. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nr. 28 

— Abrechnung von Abschlägen — 

Der Bundesminister hat dargestellt, um welche 
Fälle von Abschlagszahlungen es sich gehandelt 
habe und wie es dazu gekommen ist. Er hat einge-
räumt, daß dieses Finanzgebahren zu mißbilligen 
ist, da die Bestimmungen eindeutig seien. Er hat 
zugesagt, daß sich solche Fälle in Zukunft nicht wie-
derholen würden. 

Der Bundesrechnungshof hat die Gründe für die 
Aufnahme des Sachverhaltes in die Bemerkungen 
erläutert und unterstrichen, daß die Aufbewahrung 
von Unterlagen im Interesse der Haushaltswahr-
heit und der Haushaltsklarheit bis zur endgültigen 
Abrechnung erforderlich sei. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nr. 29 

— Erhaltung von Feldzeugmaterial (Gewehre) — 

Der  Bundesminister hat die vom Bundesrechnungs-
hof aufgezeigten Mängel eingeräumt und mitgeteilt, 
daß das Materialamt des Heeres die Angelegenheit 
durch eine neue Weisung korrigiert habe. Die Ver-
zögerung der Zulieferung von Ersatzteilen hat er 
auf die 1981/82 bestehenden Haushaltsengpässe zu-
rückgeführt. Er hat festgestellt, den Vorgang zum 
Anlaß zu nehmen, das Depotwesen aller drei Teil-
streitkräfte zu überprüfen. Er sei der Meinung, daß 
die richtigen Konsequenzen gezogen worden seien. 

Der Bundesrechnungshof hat seine Ansicht bekräf-
tigt, daß man den wegen fehlender Haushaltsmittel 
eingetretenen Verzögerungen hätte vorbeugen kön-
nen. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er erwartet, daß die vom Bun-
desminister zur Abstellung der Mängel erteilten 
Weisungen künftig beachtet werden. 

Zu Nr. 30 

— Entwicklung eines neuen Ausbildungsflugzeuges 
für die Luftwaffe  — 

Der  Bundesminister hat Umstände und Verfahren 
zur Entwicklung des neuen Modells ausführlich 
dargelegt. Er hat hervorgehoben, daß dieses Vorha-
ben seiner Auffassung nach in den Abschnitt vor 
„Erlaß einer taktischen Forderung" gehöre, wäh-
rend der Bundesrechnungshof unter Hinweis auf 
einen älteren Beschluß des Deutschen Bundestages 
betone, daß im Bereich von Forschung und Techno-
logie keine kompletten Systeme entwickelt werden 
sollten, wenn konkrete taktische Forderungen nicht 
vorlägen. Er hat darauf hingewiesen, daß es nicht 
möglich sei, mit technischer Entwicklung und For-
schung erst zu beginnen, wenn eine taktische For-
derung vorliege. Vorphasenaktivitäten seien ohne 
Forschungs- und Technologieprogramme der Rü-
stungsabteilung nicht möglich. Er hat ferner mitge- 
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teilt, durch geeignete Maßnahmen sei es heute ver-
fahrensmäßig unmöglich, daß der Rüstungsbereich 
aufgrund eigener Interessen ein Technologiepro-
gramm durchführen könne, ohne die Meinungsäu-
ßerung des Bedarfsträgers einzubeziehen. Der Be-
darfsträger sei im Bereich der Vorphase nunmehr 
eindeutig und klar einbezogen. Das Verlangen, erst 
nach einer taktischen Forderung tätig zu werden, 
hat er angesichts des jetzt praktizierten Systems 
als falsch bezeichnet. 

Der Bundesrechnungshof hat an einem früheren 
Beschluß des Parlaments über den Senkrechtstar-
ter erinnert und auf Ausführungen des Weißbuches 
1985 verwiesen, wonach eine ausschließliche Aus-
richtung am Bedarf der Streitkräfte erfolgen solle. 
Er hat seinen Eindruck von der anfangs vorhande-
nen Konzeptionslosigkeit der Luftwaffe hervorge-
hoben. Die Entwicklung sei ohne eine taktische For-
derung, ohne Bedarfsprüfung, ohne Ausbildungs-
konzept und ohne Kenntnis der Indiensthaltungs-
dauer der „Piaggio" vorangetrieben worden. Er hat 
insbesondere auch das Thema Rückzahlung der 
Entwicklungskosten angesprochen. Der Auffassung 
des Bundesministers, Entwicklungskosten nicht zu-
rückfordern zu können, weil ihm der Nachweis des 
Eingehens von Entwicklungskosten in das jetzt am 
Markt eingeführte Flugzeug nicht möglich sei, hat 
er entgegengehalten, daß diese Beweisschwierig-
keiten durch eine andere Vertragsformulierung 
über die Aufbürdung der Beweislast auf die Firma 
zu umgehen gewesen seien. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister 
aufgefordert, durch geeignete Maßnahmen sicher-
zustellen, daß künftig die Entwicklung neuer Rü-
stungsgüter erst eingeleitet wird, wenn eindeutige 
Untersuchungsergebnisse darüber vorliegen, wie 
lange das vorhandene Gerät unter militärischen 
und wirtschaftlichen Gründen noch genutzt werden 
kann, und wenn klare militärische Forderungen für 
das neue Wehrmaterial vorliegen. 

Er hat den Bundesminister weiter aufgefordert, die 
Rückzahlung von Entwicklungskosten künftig in 
seinen Musterverträgen eindeutiger zu regeln. Ent-
wicklungs- und Experimentalprogramme sollen nur 
in Übereinstimmung mit dem Bedarfsträger durch-
geführt werden. 

Einzelplan 15 — Bundesminister für Jugend, Fami-
lie und Gesundheit — 

Zu Nr. 31 

— Bemerkungen früherer Haushaltsjahre — 

Der  Bundesminister hat berichtet, daß es im An-
schluß an die früheren Bemerkungen des Bundes-
rechnungshofes eingehende Ressortbesprechungen 
gegeben habe. Die Arbeitsgruppe Haushaltsreform 
der obersten Bundesbehörden sei in Übereinstim-
mung mit dem Bundesminister des Innern zu dem 
Ergebnis gekommen, daß es nach dem Grundgesetz 
zulässig sei, in den der Bemerkung zugrunde lie-
genden Fällen die Bewilligung durch einen Verwal

-

tungsakt auszusprechen, die Stiftung z. B. durch 
den Bewilligungsbescheid aber gehalten sei, die 
Förderbeträge in privatrechtlicher Form weiterzu-
geben. Nach der Schilderung von praktischen Bei-
spielen hat er mitgeteilt, daß die notwendigen 
Richtlinien im Entwurf vorliegen und zur Zeit mit 
dem Bundesminister der Finanzen diskutiert wer-
den, wobei auch der Bundesrechnungshof einge-
schaltet würde. Er hat seine Auffassung unterstri-
chen, daß das jetzt beabsichtigte Verfahren nicht in 
Divergenz zu dem Urteil des Bundesverwaltungsge-
richtes vom 10. Oktober 1980 stehe. Es gehe darum, 
die privatrechtliche Form zu nutzen. 

Der Bundesminister der Finanzen hat die Ausfüh-
rungen des Bundesministers unterstützt. Er hat den 
Grundsatz hervorgehoben, öffentliche Leistungen 
in öffentlich-rechtlicher Form abzuwickeln. Es gebe 
aber Ausnahmefälle, die ein pragmatisches Vorge-
hen erforderten. Es sei auch die Auffassung der 
Landesfinanzminister, daß in Ausnahmefällen öf-
fentliche Leistungen in privatrechtlicher Form ver-
geben werden könnten. 

Der Bundesrechnungshof hat unter Bezugnahme 
auf das Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes 
seine nach wie vor bestehenden Bedenken gegen 
das beabsichtigte Verfahren bekräftigt. Er halte an 
seiner Auffassung fest, daß die Bewilligung und 
Auszahlung von Beihilfen in hoheitlicher Form er-
folgen müsse. Dies könne nur durch Beleihung auf-
grund einer gesetzlichen Regelung geschehen. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung Kenntnis 
genommen. Er geht davon aus, daß das Verfahren 
in rechtlich einwandfreier Weise abgewickelt wird. 

Zu Nr. 32 

— Institutionelle Förderung des Deutschen Jugend-
institutes e. V., München — 

Der  Bundesminister hat die Bedeutung des Deut-
schen Jugendinstitutes erläutert und richtungswei-
sende Arbeitsergebnisse in den Bereichen Kinder-
garten, Pflegekindschaftswesen, Elternberatung, 
Schülersozialarbeit, Ausländerarbeit dargestellt. Er 
hat mitgeteilt, daß den Beanstandungen des Bun-
desrechnungshofes, die berechtigt seien, in der Zwi-
schenzeit in vollem Umfang Rechnung getragen 
worden ist. Er hat auf die Beseitigung der Gremien-
vielfalt durch die neue Geschäftsordnung hingewie-
sen. Nunmehr gebe es zwei Gremien mit genauer 
Aufgabenabgrenzung, einen Institutsrat und eine 
Leitungskonferenz. 

Zur Finanzierungsfrage hat er ausgeführt, die Län-
der würden gedrängt, ihre Beteiligung zu erhöhen. 
Um eine geregelte Finanzverwaltung zwischen 
Bund und Ländern zu erhalten, sei der Weg über 
die sogenannte Blaue Liste beschritten worden. 

Er hat es als die Aufgabe seines Hauses bezeichnet, 
dazu beizutragen, daß das Institut auf allen Ebenen 
personell ordnungsgemäß besetzt ist und für eine 
ordnungsgemäße Überprüfung zu sorgen. 
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Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, daß die 
Mängel aufgrund umfangreicher Prüfungen ermit-
telt worden sind. Derartige Erkenntnisse könne der 
Bundesminister nicht über seinen Vertreter im Ku-
ratorium gewinnen, sondern nur über eine gründli-
che Geschäftsprüfung. Eine Verpflichtung dazu 
sehe er im Rahmen der Aufsichtspflicht bei der 
Prüfung der Verwendungsnachweise. 

Der Ausschuß hat auf noch offene Kritikpunkte 
hingewiesen. Obwohl viele der vom Bundesrech-
nungshof aufgezeigten Mißstände beseitigt seien 
oder noch behoben würden, befriedige es den Haus-
haltspolitiker nicht, daß der Steuerzahler für diese 
Mißstände zahlen müsse. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister 
aufgefordert, über einen modifizierten Finanzplan 
im Rahmen der Haushaltsberatungen im Herbst 
1986 zu berichten und künftig seine Aufsichtspflicht 
gewissenhaft zu erfüllen. 

Zu Nr. 33 

— Durchführung des Bundeskindergeldgesetzes — 

Der  Bundesminister hat den aktuellen Stand be-
schrieben und ist auf die Ursachen der Fehlerquo-
ten und die Gründe für deren Senkung im Jahr 
nach der Gesetzesänderung eingegangen. Es sei ge-
lungen, menschliche Fehlerquellen durch den ab 
1984 begonnenen unmittelbaren Datenabgleich zwi-
schen den Finanzämtern und der Bundesanstalt für 
Arbeit auszuschalten. 

Zur Frage des Verzichts von Auszubildenden auf 
Teile der tarifrechtlichen Ansprüche hat er ausge-
führt, daß er wegen der sozialpolitischen Wirkung 
gesetzgeberisch nicht aktiv werde. 

Der Bundesminister der Finanzen hat mitgeteilt, 
daß er die Finanzamtslösung zusammen mit den 
Ländern auftragsgemäß vorantreibe. 

Der Bundesrechnungshof hat die mit der Änderung 
des Bundeskindergeldgesetzes vom 1. Januar 1983 
aufgetretenen Probleme geschildert. Er hat den 
Schwerpunkt der Fehler auf unvollständige und 
fehlerhafte Angaben in den Anträgen zurückge-
führt, wobei die Unübersichtlichkeit des damaligen 
Vordruckes ebenfalls eine Rolle gespielt habe. Nach 
Angaben der Bundesanstalt für Arbeit sei eine Ver-
einfachung der Vordrucke vorgenommen worden. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nr. 34 

— Toxikologisches Informationssystem beim Bun-
desgesundheitsamt — 

Der  Bundesminister hat das Informationssystem 
TOXIS erläutert. Er hat Schwierigkeiten einge-
räumt, gleichzeitig aber die Notwendigkeit eines 
solchen Systems — z. B. für die Ausführung des 
Chemikaliengesetzes -- unterstrichen. Das System 

werde in der Zuständigkeit des Bundesgesundheits-
amtes weitergeführt, in enger Zusammenarbeit mit 
dem Umweltbundesamt, das ebenfalls über eine 
entsprechende Datensammlung verfüge. 

Der Bundesrechnungshof hat die Einigung zwi-
schen den beteiligten Ressorts hervorgehoben, im 
Bereich des Chemikaliengesetzes dem System des 
Umweltbundesamtes den Vorzug zu geben. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er erwartet, daß nunmehr 
alsbald entschieden wird, ob das Konzept des Bun-
desgesundheitsamtes für das Informationssystem 
TOXIS noch den Erfordernissen des Amtes gerecht 
wird und daß die weiteren Arbeiten entsprechend 
den Vorschlägen des Bundesrechnungshofes zügig 
durchgeführt werden. 

Zu Nr. 35 

— Übertragung von Verwaltungsaufgaben im Rah

-

men des Zivildienstgesetzes auf Verbände — 

Der  Bundesminister hat mitgeteilt, daß mit Wir-
kung vom 1. Januar 1986 ein neuer Vertrag gelte 
und hat einzelne Bestandteile erläutert. Er hat auf 
die Schlüsselzahl von 1 : 333 (d. h. ein Mitarbeiter 
betreue 333 Zivildienstleistende) hingewiesen und 
besonders die Bestimmung über die Einschaltung 
eines Wirtschaftsprüfungsunternehmens 1986 her-
vorgehoben, um den Zeitbedarf für die Erledigung 
der Verwaltungsaufgaben feststellen zu lassen. 
Nach dieser Prüfung werde gegebenenfalls eine 
neue Schlüsselzahl festgesetzt. Der Vertrag sei zum 
Jahresende kündbar und könne aus wichtigem 
Grund auch in kürzerer Frist gekündigt werden. 

Zur Frage der Prüfung der Verbände durch den 
Bundesrechnungshof hat er die entsprechende Ver-
tragsbestimmung zitiert, wonach sich der Auftrag-
nehmer (die Verbände) verpflichte, Beauftragten 
des Bundesrechnungshofes Einblick in seine Tätig-
keit und die dazugehörigen Verwaltungsunterlagen 
zu gewähren und sie bei der Prüfung uneinge-
schränkt zu unterstützen. 

Der Bundesrechnungshof hat begründet, weswegen 
er mit der konzipierten Regelung nicht einverstan-
den ist. Er hat darauf hingewiesen, erstmals eine 
Personalbemessung vorgenommen zu haben, die im 
Ergebnis zu einer Schlüsselzahl von 1 : 620 geführt 
habe. Der Hauptvorteil der vom Hof vorgeschlage-
nen Regelung, der Bund solle die Verwaltungsauf-
gaben wieder übernehmen, liege in der günstigeren 
Organisationsstruktur und in günstigeren Kosten. 
Der vom Bundesminister eingeschlagene Weg sei 
mehr als doppelt so teuer. 

Aufgrund der bestehenden Meinungsverschieden-
heiten darüber, ob die ausgehandelten Sätze niedrig 
genug seien, hat der Ausschuß eine Überprüfung 
für notwendig gehalten und den Wunsch geäußert, 
daß der Bundesminister in Absprache mit dem 
Bundesrechnungshof eine solche Prüfung einleite 
und aus dem Ergebnis Konsequenzen ziehe. 
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Der Ausschuß hat keinen Anlaß gesehen, die Ein-
schaltung der Verbände in die Zivildienstverwal-
tung aufzugeben. 

Im übrigen hat der Ausschuß die Bemerkung zu-
stimmend zur Kenntnis genommen. Er hat den 
Bundesminister aufgefordert, die Zivildienstverwal-
tung unter dem Gesichtspunkt der Wirtschaftlich-
keit und Sparsamkeit zu organisieren. Er hat den 
Bundesrechnungshof gebeten, die entsprechenden 
Prüfungen bei den Verbänden durchzuführen. 

Einzelplan 25 — Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und 
Städtebau — 

Zu Nr. 36 

— Vorbereitung von Baumaßnahmen im kulturel

-

len und schulischen Bereich im Ausland — 

Der  Bundesminister hat Einzelheiten über die Her-
richtung und den Umbau der Kulturinstitute in 
Glasgow und Sydney erläutert und hat insbeson-
dere auf die bei Altbauten auftretenden Schwierig-
keiten hingewiesen. Auf den Fall des Kulturinsti-
tuts in Glasgow besonders eingehend, hat er darge-
legt, wie es zu der Steigerung der Aufwendungen 
von anfangs 48 000 DM auf nunmehr 6 Mio. DM 
gekommen ist. Er hat mitgeteilt, aus diesem Fall, 
der ein negatives Beispiel sei, die Konsequenzen 
gezogen und die Bauverwaltung angewiesen zu ha-
ben, ab sofort und künftig den Kauf eines denkmal-
geschützten Objektes im Ausland nur noch dann zu 
betreiben, nachdem vom Besitzer grundlegende 
Substanzuntersuchungen zugestanden worden sind. 
Die Richtlinien für das Goethe-Institut seien im 
Einvernehmen mit dem Auswärtigen Amt 1984 ak-
tualisiert worden. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er erwartet, daß der Bundes-
minister und das Auswärtige Amt mehr als bisher 
darüber wachen, daß Grundstückserwerb und Bau-
maßnahmen im Ausland sorgfältiger und zügiger 
vorbereitet und zwischen den Nutzern und der Bau-
verwaltung besser abgestimmt werden. 

Zu Nr. 37 

— Instandhaltung betriebstechnischer Anlagen in 
Liegenschaften der obersten Bundesbehörden — 

Unter Hinweis auf die sich aus der Größe der Lie-
genschaften ergebenden Unterschiede hat der Bun-
desminister eingeräumt, daß es die Bauverwaltun-
gen bisher nicht geschafft hätten, entsprechende 
Organisationseinheiten für die Betriebsüberwa-
chung in kleineren Liegenschaften, ausgestattet mit 
Spezialisten, zu bilden. Obwohl erste Schritte einge-
leitet seien, könne er Schwierigkeiten in Zukunft 
nicht ganz ausschließen. Er sei sich der vom Bun-
desrechnungshof aufgezeigten Notwendigkeiten be-
wußt, bezweifele aber, daß die Aufgaben ohne Stel-
lenverstärkung zu schaffen seien. 

Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, daß in 
Neubauten der Anteil der maschinen- und elektro-
technischen Anlagen sehr hoch sei, deren Werter-
haltung einen ganz anderen Aufwand erfordere. Er 
hat nicht ausgeschlossen, daß wegen des enormen 
Aufgabenzuwachses eine Personalvermehrung nö-
tig sein könnte. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat die Bundesregierung 
aufgefordert, für eine alsbaldige Beseitigung der 
aufgezeigten Mängel und insbesondere die Verbes-
serung der Betriebsüberwachung Sorge zu tragen. 

Zu Nr. 38 

— Ausgaben für Ressortforschung — 

Der  Bundesminister hat über ausführliche Gesprä-
che mit dem Bundesrechnungshof zum Thema Res-
sortforschung berichtet, die zu einer Übereinstim-
mung über den Begriff Ressortforschung geführt 
hätten. Er hat unterstrichen, daß Gefälligkeitsauf-
träge nicht vergeben würden und jeder Einzelfall 
hinsichtlich des Verwertungsinteresses geprüft 
werde. Dabei komme es nicht immer auf ein positi-
ves Verwertungsinteresse an. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nr. 39 

— Sonderprogramm zur Errichtung von 500 Woh

-

nungen in Berlin, vorwiegend für zuziehende 
Fachkräfte mit Kindern, mit der Möglichkeit der 

 Eigentumsübertragung — 

Der Bundesminister hat die Kritik des Bundesrech-
nungshofes als berechtigt bezeichnet. Das Land 
Berlin sorge heute dafür, daß die Wohnungen für 
solche Bezieher zur Verfügung stünden, die die 
Stadt zur Stärkung ihrer Wirtschaftskraft brauche. 
Damit erreiche das Programm — wenn auch mit 
Verzögerung — sein Ziel. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister 
aufgefordert, vergleichbare Sonderprogramme in 
Zukunft erst nach einer gründlichen Planung und 
nur mit eindeutigen Vorgaben unter Berücksichti-
gung der Zweckbestimmung des Bundeshaushalts-
planes durchzuführen. 

Zu Nr. 40 

— Abschluß von Verträgen mit freiberuflich Tätigen 
für Baumaßnahmen im Ausland — 

Der  Bundesminister hat erklärt, die Auffassung des 
Bundesrechnungshofes zu teilen, daß Leistungen 
von Architekten und Sonderfachleuten grundsätz-
lich erst nach Vertragsabschluß abgerufen werden 
dürften. Unter Hinweis auf die Schwierigkeiten 
beim Neubau der Deutschen Schule in Rom hat er 
betont, daß Fälle von schriftlicher Vertragslosigkeit 
in Zukunft ausgeschlossen sein müßten. Die Bun- 
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desbaudirektion sei bereits 1983 angewiesen wor-
den, ihre im Ausland tätigen Mitarbeiter eindring-
lich auf die Einhaltung der Vorschriften hinzuwei-
sen. Er hat kurz  zur Regreßfrage Stellung genom-
men. 

Der Bundesrechnungshof hat als schadensstiftende 
Ursachen die Säumigkeit beim Abschluß des Ver-
trages und die ungerechtfertigte Kündigung des 
Vertrages mit der Folge von Schadensersatzansprü-
chen des Architekten hervorgehoben. Der dafür ur-
sächliche Organisationsmangel in der Bundesbau

-

direktion sei inzwischen abgestellt. 

Zur Regreßfrage hat er — unter Hinweis auf seine 
großen Bedenken — ausgeführt, daß es in diesem 
Fall keine individuellen persönlichen Grundlagen 
für die Inanspruchnahme gebe. Ein persönliches 
Verschulden sei nicht feststellbar. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister 
aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, daß auch bei 
Baumaßnahmen im Ausland vor Beginn der Arbei-
ten eindeutige und verbindliche Rechtsbeziehungen 
hergestellt werden. 

Der Ausschuß hat erklärt, nur deshalb auf die Prü-
fung der Regreßfrage zu verzichten, weil nach Aus-
kunft des Bundesrechnungshofes auch nach dessen 
Wertung ein Verschulden nicht eindeutig einer Per-
son zugeordnet werden kann. 

Einzelplan 30 — Bundesminister für Forschung 
und Technologie — 

Zu Nr. 41 

— Förderverfahren bei Zuschüssen zu 
Investitionen — 

Der  Bundesminister hat die Problematik darge-
stellt und mitgeteilt, daß die Beanstandungen des 
Bundesrechnungshofes bei jeder einzelnen Bewilli-
gung beachtet würden. Bei der Überarbeitung der 
Bewirtschaftungsgrundsätze, die dem Bundesmini-
ster der Finanzen und dem Bundesrechnungshof 
zugeleitet seien, habe man wesentliche Kritikpunk-
te, z. B. auch bezüglich der Frage, in welchem Aus-
maß Gemeinkostenzuschläge noch zulässig seien, 
einbezogen. Zusätzliche Regelungen würden mit 
dem Bundesrechnungshof im Frühjahr bespro-
chen. 
Der Bundesrechnungshof hat bestätigt, daß seinem 
Anliegen Rechnung getragen werde. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat auch davon Kenntnis 
genommen, daß sich der Bundesminister bemüht, 
den Anregungen des Bundesrechnungshofes zu ent-
sprechen. Anläßlich der Berichterstatterbespre-
chungen für den Haushalt 1987 sollen die neuen 
Regelungen angesprochen werden. 

Zu Nr. 42 

— Einfluß des Bundes bei der Kernforschungszen-
trum Karlsruhe GmbH — 

Der  Bundesminister hat die Darstellung des Sach

-

verhaltes durch den Bundesrechnungshof als rich

-

tig bezeichnet, jedoch hervorgehoben, Akzente und 
Bewertungen anders zu setzen, insbesondere be-
züglich der Frage, welche Sanktionen gegen die 
Verantwortlichen zu ergreifen seien. Bei der Bewer-
tung der betreffenden Personen und ihres Fehlver-
haltens sei man sich im Aufsichtsrat nach ausführ-
licher Diskussion einig gewesen, dem Vorschlag des 
Vorstandes zu folgen, auf Regreßnahme zu verzich-
ten und es bei einer Abmahnung zu belassen. Er hat 
erläutert, wie es zu dem vom Ausschuß besonders 
kritisierten Ausbleiben einer Abstimmung zwi-
schen den Vertretern des Bundes im Aufsichtsrat 
gekommen ist. Vor diesem Hintergrund hat er das 
sonst übliche Abstimmungsverfahren in seinem 
Hause beschrieben. Im übrigen hat er darauf hinge-
wiesen, daß Maßnahmen eingeleitet sind, um Über-
zahlungen künftig auszuschließen. 

Der Bundesminister der Finanzen hat den Grund-
satz der vorherigen Abstimmung unterstrichen. Er 
hat den Sachverhalt aus seiner Sicht geschildert 
und bestätigt, daß es in dem vorliegenden Fall of-
fenbar keine vorherige Abstimmung gegeben habe. 
Sofort nach Bekanntwerden des Vorganges habe er 
jedoch gegenüber dem Bundesminister für For-
schung und Technologie zum Ausdruck gebracht, 
daß Überzahlungen unzulässig seien. Der Bundes-
minister der Finanzen hat den Aufsichtsratsbe-
schluß als nicht in Ordnung bezeichnet und unter-
strichen, daß bezüglich des Betrages von 28 000 DM 
auf eine Regreßnahme nicht verzichtet werden 
solle. 

Der Ausschuß hat insbesondere die fehlende vorhe-
rige Abstimmung der Aufsichtsratsmitglieder des 
Bundes bemängelt. Angesichts der Notwendigkeit, 
das Problem der Interessenkollision im For-
schungsbereich einer näheren Betrachtung zu un-
terziehen, hat er vom Bundesminister für For-
schung und Technologie eine Aufstellung darüber 
erbeten, wer den Bundesminister in den Gremien 
der Forschungseinrichtungen vertrete. Er hat un-
terstrichen, wenn der Tatbestand der groben Fahr-
lässigkeit gegeben sei, müsse auf Regreßnahme be-
standen werden. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister 
aufgefordert, den Empfehlungen des Bundesrech-
nungshofes Rechnung zu tragen. Außerdem hat er 
den Bundesminister beauftragt, die Regreßfrage zu 
prüfen. 

Einzelplan 36 — Zivile Verteidigung — 

Zu Nr. 43 

— Kommission zum Schutz der Zivilbevölkerung 
bei Großkatastrophen und im Verteidigungsfall 
beim Bundesminister des Innern 

Der Bundesminister hat nach einer Schilderung der 
Entwicklung der Kommission die Beanstandungen 
des Bundesrechnungshofes anerkannt. Er hat die 
seit 1984 vorgenommenen Änderungen dargestellt 
und besonders auf das zwischen der zuständigen 
Abteilung seines Hauses und dem Bundesamt für 



Drucksache 10/5619 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

Zivilschutz aufgestellte mittelfristige Programm 
über Forschungsvorhaben hingewiesen. Sofern be-
sondere Gründe nicht entgegenstünden, werde si-
chergestellt, daß es künftig auch zu Ausschreibun-
gen komme.  

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister 
ersucht, die Geschäftsordnung der Kommission so 
zu ändern, daß künftig jedes Mitglied der Kommis-
sion nur zeitlich begrenzt angehört. Er soll sicher-
stellen, daß die Forschungsvorhaben nach Aus-
schreibung gemäß § 55 BHO und aufgrund einer 
vom Bundesminister des Innern selbst getroffenen 
Entscheidung vergeben werden. 

Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 

Zu Nr. 44 

— Besteuerung der Einkünfte aus Kapitalvermö-
gen, die nicht dem Steuerabzug vom, Kapitaler-
trag unterliegen — 

Der Bundesminister hat, bezogen auf die Erb-
schaftssteuerstellen, mitgeteilt, daß den Feststellun-
gen des Bundesrechnungshofes mit Nachdruck 
nachgegangen werde. Er hat angemerkt, daß ihm 
wegen der Länderzuständigkeit nur beschränkte 
Einwirkungsmöglichkeiten zur Verfügung stehen. 
Ein Ergebnis aus stattgefundenen Gesprächen sei 
die Zusage der Länder über die Ausarbeitung einer 
einheitlichen Regelung. Er hat hervorgehoben, auf 
ein einheitliches Formular für die Kontrollmittei-
lungen hingewirkt zu haben. Damit sei er den Bean-
standungen in sehr weitgehendem Maße nachge-
kommen. Inzwischen gebe es bundeseinheitliche 
Kontrollmitteilungsvordrucke sowie eine bundes-
einheitliche Anweisung über Art und Umfang die-
ser Kontrollmitteilung. Zur Frage der einkommens-
steuerlichen Erfassung von Zinseinkünften hat er 
ausgeführt, daß es sich trotz der klaren Rechtslage 
um eine komplexe Frage mit hohem Schwierig-
keitsgrad handele, bei der neben materiellen auch 
psychologische Aspekte eine Rolle spielen. Jeder 
Schritt auf diesem Gebiet müsse hinsichtlich seiner 
geldpolitischen und kapitalmarktpolitischen Aus-
wirkungen bewertet werden. Wichtig sei auch die 
Frage des gegenseitigen Vertrauens zwischen Staat 
und Bürger. Er hat hervorgehoben, daß er es ange-
sichts einer Vielzahl von Fragen in diesem sensib-
len Bereich für nicht möglich hält, kurzfristig eine 
Konzeption vorzulegen. Er hat unterstrichen, daß 
das verfügbare statistische Material bei weitem 
nicht ausreicht, die notwendigen und erforderlichen 
Berechnungen vorzunehmen. Nach einer eingehen-
den Schilderung der Schwierigkeiten, wobei auch 
das Problem der Schätzungen zur Sprache kam, hat 
er zusammenfassend festgestellt, daß auf dem Ge-
biet der Besteuerung von Geldvermögenseinkom-
men jeder Versuch einer Schätzung ähnlich speku-
lativ und methodisch unzulänglich sei wie auf dem 
Gebiet der Besteuerung von Schwarzarbeit. 

Er hat den politischen Charakter seiner Entschei

-

dung unterstrichen, nicht mit Maßnahmen einzu

-

greifen, solange kein nachprüfbarer Beweis in einer 
beachtlichen Größenordnung für eine Steuerhinter-
ziehung in diesem Bereich vorliege. Er habe zur 
Zeit alles getan, was möglich, vernünftig und ver-
tretbar erscheine, um zu einer gerechten Besteue-
rung auch im Bereich der Zinseinkünfte beizutra-
gen und werde in Zukunft alles tun, um zu weiteren 
zuträglichen, vernünftigen Ergebnissen zu kom-
men. Er hat ferner begründet, weswegen er die Ein-
schaltung eines finanzwissenschaftlichen For-
schungsinstitutes zur Ermittlung exakteren Zahlen-
materials — wie vorn Bundesrechnungshof ange-
regt — unter seiner Regie ablehnt. 

Der Bundesrechnungshof hat bezüglich der Erb-
schafts- und Schenkungssteuer mitgeteilt, daß der 
Bundesminister zusammen mit den zuständigen 
Länderreferenten dabei ist, die Vorschläge des Bun-
desrechnungshofes umzusetzen. Die Ausführungen 
des Bundesministers zur Problematik der einkom-
menssteuerlichen Erfassung von Zinseinkünften 
hat er als überzeichnet dargestellt und dies begrün-
det. Allerdings hat er eingeräumt, angesichts der 
komplizierten Materie Zahlen ebenfalls nicht nen-
nen zu können und hat deshalb eine Untersuchung 
als notwendig bezeichnet. Er sehe die Möglichkeit, 
daß der Bundesminister in Zusammenarbeit mit 
Wirtschaftsforschungsinstituten an brauchbare 
Zahlen näherungsweise herankommen könne. Er 
hat ferner die Gründe für seine Anregung erläutert, 
den Bankenerlaß zu überprüfen. 

Für den Bereich der Erbschaftssteuer hat der Aus-
schuß positiv vermerkt, daß die Kontrollmitteilun-
gen bundeseinheitlich geregelt seien und umgesetzt 
würden. Der Ausschuß hat die Erwartung des Bun-
desministers der Finanzen unterstützt, daß aus die-
sen Kontrollmitteilungen eine lückenlose Auswer-
tung und eine vollständige Besteuerung bundesweit 
erfolge. 

Unter Hinweis auf die bestehende Grauzone bei der 
steuerlichen Erfassung von Zinseinkünften und die 
gegebene Gesetzeslage hat der Ausschuß seine Auf-
fassung unterstrichen, daß bestehende Gesetze an-
zuwenden und von der Steuerverwaltung auszufüh-
ren sind. Dabei müsse auch die Gefahr der Steuer-
flucht und die Frage der Steuermoral bedacht wer-
den. Der Ausschuß hat die Notwendigkeit einer wei-
terführenden Untersuchung hinsichtlich des Um-
fanges und des zeitlichen Aufwandes ausführlich 
diskutiert und war sich im Ergebnis einig, vom Bun-
desminister der Finanzen kurzfristig die Vorlage 
eines Zwischenberichtes zu verlangen, den er kri-
tisch diskutiert hat. 

Der Ausschuß hat von der Nr. 44.2 zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister 
ersucht, die Landesfinanzminister aufzufordern, 
Kapitalerträge aus vererbten und geerbten Vermö-
gen lückenlos zu erfassen und der Besteuerung zu-
zuführen. Über das Ergebnis der Maßnahmen er-
wartet der Ausschuß spätestens nach drei Jahren 
einen Bericht des Bundesministers. Die Nr. 44.3 hat 
der Ausschuß mit der Mehrheit der Koalition zur 
Kenntnis genommen. . 
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Zu Nr. 45 

— Anteil des Bundes am Reingewinn der Deut-
schen Bundesbank  — 

Der  Bundesminister hat unter Hinweis auf die geld-
markt- und kapitalmarktpolitischen Aspekte das 
Zustandekommen des Bundesbankgewinnes und 
seine fiskalpolitische Bedeutung ausführlich darge-
stellt. Er hat die Anregung nach einem Vorziehen 
der Ratenzahlung dieses Gewinnes zur Vermeidung 
finanzieller Nachteile für den Bund vor dem Hinter-
grund der bestehenden Vereinbarung zwischen sei-
nem Hause und der Deutschen Bundesbank und in 
Würdigung der durch das Bundesbankgesetz ge-
setzten Grenzen behandelt. Er habe sich davon 
überzeugen müssen, daß das Bundesbankgesetz 
keine rechtliche Grundlage für eine Zahlung an den 
Bund vor dem Jahresabschluß biete. Er hat jedoch 
seine Bereitschaft erklärt, sich um eine günstigere 
Lösung zu bemühen, soweit die geldmarktpoliti-
schen Bedingungen dies zuließen. 

Der Bundesrechnungshof hat ausgeführt, die geld-
politischen Überlegungen, die zu der bestehenden 
Vereinbarung zwischen dem Bundesminister und 
der Deutschen Bundesbank geführt hätten, voll zu 
respektieren. Daher rege er keine Veränderung der 
Ratenvereinbarung an, wohl aber halte er ein zeitli-
ches Vorziehen für möglich. Er  hat dargelegt, daß er 
die rechtliche Situation anders beurteile. Das Bun-
desbankgesetz enthalte kein entsprechendes Ver-
bot. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister 
aufgefordert, im Einvernehmen mit der Deutschen 
Bundesbank eine Lösung zu suchen, die die Bela-
stung des Bundeshaushaltes verringert. 

Die Betätigung bei Unternehmen mit eigener 
Rechtspersönlichkeit 

Zu Nr. 46 

— Mängel in der Überwachung der Geschäftsfüh-
rung und in der Einflußnahme des Bundes bei 
privatrechtlichen Unternehmen — 

Der  Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat die für die Verwaltung 
von Bundesbeteiligungen zuständigen Bundesmini-
ster ersucht, bei den auf ihre Veranlassung den 
Überwachungsorganen angehörenden Mitgliedern 
darauf hinzuwirken, daß sie ihre Möglichkeiten, 
sich ein zutreffendes Bild von der Lage der Unter-
nehmen zu verschaffen, voll ausschöpfen, unverzüg-
lich mit Nachdruck Fehlentwicklungen entgegen-
treten sowie sich um eine rasche Beseitigung von 
Mängeln und Schwachstellen in der Geschäftsfüh-
rung bemühen. 

Zu Nr. 47 

— Mängel in der Überwachung der Geschäftsfüh-
rung und in der Einflußnahme des Bundes bei 
privatrechtlichen Unternehmen — 

Der  Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er erwartet, daß der Bundes-
minister auf die Beseitigung von Mängeln und von 
Verlustquellen mit Nachdruck hinwirkt, damit Bela-
stungen des Bundes aus mittelbaren Beteiligungen 
vermieden werden. 

Zu Nr. 48 

— Geschäftsführung einer Unternehmensgruppe 
sowie deren Überwachung, Einflußnahme der 
Muttergesellschaft und des Bundesministers — 

Der  Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er erwartet, daß der Bundes-
minister seinen Einfluß bei den Unternehmen ver-
stärkt ausübt und darauf hinwirkt, daß sie noch vor-
handene Mängel und Schwachstellen umgehend be-
seitigen. 

Der Ausschuß hat den Bundesminister ersucht, dar-
über bis zum Abschluß der Beratung der Bemer-
kungen des Bundesrechnungshofes 1986 zu berich-
ten, ob die außerhalb der Hauptaufgabe des Kon-
zerns tätigen Unternehmen veräußert werden kön-
nen. 

Sondervermögen ERP 

Zu Nr. 49 

— Abwicklung bestimmter Förderprogramme — 

Der  Bundesminister hat das System der Förderpoli-
tik im Bereich der ERP-Mittel für den Umwelt-
schutz ausführlich geschildert und unterstrichen, 
daß der feste Zinssatz ein Element dieser Politik 
sei. Er hat das komplizierte Verfahren bei der Ge-
währung von ERP-Darlehen für Vorhaben des Um-
weltschutzes unter Hinweis auf die Erfordernisse 
der Haushaltsordnung und vor dem Hintergrund 
der sich aus dem föderalen Aufbau ergebenden Be-
sonderheiten erläutert. Er hat betont, daß die Mit-
wirkung des Bundesministers des Innern aus politi-
schen Gründen erfolgt sei und sich eine Verzöge-
rung des Verfahrens aus dieser Mitwirkung nicht 
ergebe. Er hat auf Haftungsfragen und die Proble-
matik des Verursacherprinzips hingewiesen. 

Der Bundesminister des Innern hat die Gründe für 
seine Mitwirkung dargelegt und dabei insbesondere 
das Setzen umweltpolitischer Prioritäten und die 
Förderung umwelttechnischen Fortschritts hervor-
gehoben. Er hat die Problematik des Verursacher-
prinzips im Zusammenhang mit dem ERP-Sonder-
vermögen erläutert. Er hat der Bewertung des Bun-
desministers für Wirtschaft zugestimmt, wonach 
die Mitwirkung seines Hauses nicht zu Verzögerun-
gen im Verfahren führe. Er hat zugesagt, daß die 
Einschaltung des Umweltbundesamtes nur noch in 
besonderen Ausnahmefällen erfolge. 
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Der Bundesrechnungshof hat seine Kritik an dem 
praktizierten Verfahren bekräftigt. Insbesondere 
hat er seine Auffassung betont, daß es durch die 
Einschaltung des Bundesministers des Innern Ver-
zögerungen gebe, die zwischen 14 Tagen und zwei 
Monaten lägen. Er hat daher vorgeschlagen, auf die 
Mitwirkung des Bundesministers des Innern im 
Verfahren zu verzichten. Die Richtlinienkompetenz 
für den Umweltschutz werde dadurch nicht einge-
schränkt. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung teilweise zu-
stimmend Kenntnis genommen. Er hat die Bundes-
regierung ersucht, aufgrund der Anregungen des 
Bundesrechnungshofes 

— das Verfahren der Bewilligung von ERP-Darle-
hen für. Vorhaben des Umweltschutzes zu ver-
einfachen, 

— die Hauptleihinstitute anzuhalten, das Auszah-
lungsverfahren weniger aufwendig zu gestalten 
sowie 

— das Verfahren bei der Vergabe von Zuschüssen 
aus ERP-Mitteln zu vereinfachen. 

Sondervermögen Deutsche Bundesbahn 

Zu Nr. 50 

— Jahresabschluß — 

Der  Ausschuß hat von der Bemerkung Kenntnis 
genommen. 

Zu Nr. 51 

— Betriebliches Rechnungswesen — 

Der  Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nr. 52 

— Bemerkungen früherer Haushaltsjahre — 

Der  Vorstand der Deutschen Bundesbahn hat un-
terstrichen, daß Beschlüsse des Deutschen Bundes-
tages selbstverständlich eingehalten würden. Er hat 
zur Strecke Wesel-Bocholt ausgeführt, daß trotz der 
Erhöhung der Zahl der Fahrgäste eine Reaktivie-
rung in dem noch tragbaren Bereich nicht möglich 
gewesen sei. 

Der Bundesrechnungshof hat seine Auffassung be-
tont, daß die Deutsche Bundesbahn mehr hätte tun 
können. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat die Erwartung ausge-
sprochen, daß der Bundesminister künftig Be-
schlüsse des Deutschen Bundestages durchsetzt. 

Zu Nr. 53 

— Personalbestand und Personalbedarf — 

Der Vorstand der Deutschen Bundesbahn hat die 
bestehende Einigkeit mit dem Bundesminister für 

Verkehr, dem Bundesrechnungshof und dem 
Hauptprüfungsamt der Deutschen Bundesbahn 
hervorgehoben, daß die Konsolidierung nur erreicht 
werden könne, wenn die strukturellen Anpassungs-
prozesse beschleunigt vollzogen würden. Er hat die 
bis 1990 für erforderlich gehaltenen Maßnahmen 
erläutert. Er hat die Probleme im Zusammenhang 
mit der Anwendung des Personalbemessungssy-
stems geschildert. Außerdem hat er mitgeteilt, daß 
der Vorstand dabei sei, das Instrumentarium zur 
Erfassung des Krankenstandes zu verfeinern. Er 
hat eine Übersicht über den Krankenstand nach 
Bereichen gegeben. 

Der Ausschuß hat den Wunsch geäußert, daß sich 
die Deutsche Bundesbahn intensiver um die Krank-
heitsgründe kümmere und die krankmachenden 
Faktoren beseitige. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nr. 54 

— Personalbemessung im Gepäck- und Expreßgut-
abfertigungsdienst — 

Der  Ausschuß hat von der Bemerkung und den 
Maßnahmen des Vorstandes zustimmend Kenntnis 
genommen. 

Zu Nr. 55 

— Personalbemessung im Signalinstandhaltungs- 
und Montagedienst — 

Der  Vorstand der Deutschen Bundesbahn hat unter 
Hinweis auf den technischen Fortschritt in diesem 
Bereich mitgeteilt, daß man dabei sei, eine optimale 
Wartung für die neue Technik zu erreichen. Nicht 
nur Sicherheitsaspekte seien zu bedenken, sondern 
auch Probleme im Zusammenhang mit technisch 
bedingten Störungen. Er hat den bisherigen Perso-
nalabbau in diesem Bereich erläutert und weitere 
Absenkungen als möglich bezeichnet. Da Entlas-
sungen problematisch seien, setze der Vorstand auf 
die natürliche Fluktuation. Er hat betont, bis 1987 
Personalbemessungswerte zu entwickeln, die da-
nach umzusetzen seien. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung und den 
Maßnahmen des Vorstandes zustimmend Kenntnis 
genommen. Er hat seine Erwartung unterstrichen, 
daß das Bemessungsverfahren zügig überarbeitet 
wird. 

Zu Nr. 56 

— Aufwandsvergütung für das Fahrpersonal — 

Der  Bundesrechnungshof hat klargestellt, daß sich 
seine Kritik nicht gegen die Bemühungen um eine 
sozialverträgliche Übergangsregelung richte. Er hat 
aber seinen Wunsch unterstrichen, daß der Vor-
stand künftig auf gesetzliche Regelungen früher 
reagiere und mit dem Personal früher zu einer ein-
vernehmlichen Regelung komme. 
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Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nr. 57 

— Bau von Neubaustrecken — 

Der  Vorstand der Deutschen Bundesbahn hat die 
im Zusammenhang mit den Neubaustrecken auftre-
tenden Probleme geschildert und sich gegen die 
Vermutung gewandt, daß ein finanzieller Schaden 
für die Deutsche Bundesbahn entstanden sei. Er 
hat sich zur Einschaltung von Ingenieurbüros be-
kannt, weil das Bauvolumen ohne diese Mithilfe 
nicht zu bewältigen sei. Zur Zeit würden etwa 150 
Ingenieurbüros eingesetzt, die gemanagt werden 
müßten. Dieser Aufgabe komme die Deutsche Bun-
desbahn vorzüglich nach. 

Der Bundesrechnungshof hat der Wertung des Vor-
standes zugestimmt, daß das gegenwärtige Bauvo-
lumen nicht mit eigenen Kräften zu bewältigen sei. 
Er hat Zweifel geäußert, daß bei der Vergabe, vor 
allem im Südabschnitt, der optimale Weg einge-
schlagen worden sei. Wegen des vorgegebenen zu 
groben Rahmens habe die Deutsche Bundesbahn 
Schwierigkeiten gehabt, die Angebote in Einklang 
zu bringen. Das habe zu Nachforderungen geführt. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat unterstrichen, die 
Deutsche Bundesbahn wäre gerade bei der Neuar-
tigkeit der Aufgaben gehalten, ihre Vergabevor-
schriften sorgfältig einzuhalten, schon allein um 
den Anschein unkorrekter Vergabeverfahren zu 
vermeiden. 

Zu Nr. 58 

— Beschaffung von Anlagen in Einheitstechnik zur 
Sicherung der Bahnübergänge — 

Der  Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nr. 59 

— Auslastung der Erdbaumaschinen des Oberbau-
dienstes — 

Der  Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Im übrigen erwartet er, daß 
in allen Fällen die kostengünstigste Lösung (Eigen-
oder Unternehmerleistung) gewählt wird. 

Zu Nr. 60 

— Anpassung von Werkstattkapazitäten — 

Der  Vorstand der Deutschen Bundesbahn hat die 
aufgrund der Bemerkung des Bundesrechnungsho-
fes eingeleiteten Schritte erläutert und mitgeteilt, 
daß die Zahl der Werkstätten um etwa 170 reduziert 
worden sei. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung und den 
Maßnahmen des Vorstandes zustimmend Kenntnis 
genommen und erwartet, daß — auch bei kleinen 
Einheiten — der Aufwand minimiert wird. 

Zu Nr. 61 

— Einsatz ausländischer Lokomotiven auf einer 
deutschen Strecke — 

Der Vorstand der Deutschen Bundesbahn hat auf 
die Schwierigkeiten hingewiesen, den Anregungen 
des Bundesrechnungshofes nachzukommen. Er hat 
die mit einem Umspannen zusammenhängenden 
Probleme geschildert. Er hat die politische Zielset-
zung unterstrichen und die Forderung der Europäi-
schen Verkehrsministerkonferenz hervorgehoben, 
kurzfristig Maßnahmen zum Abbau der Grenzauf-
enthalte zu ergreifen. Die Deutsche Bundesbahn 
müsse versuchen, die Problematik zusammen mit 
den Belgiern zu lösen. Die Konzeption der Mehr-
stromlokomotive sei im Prinzip richtig. Er hat um 
eine Frist von einem Jahr gebeten, um eine Lösung 
zu erreichen. 

Der Bundesrechnungshof hat seinen Vorschlag, an 
der Grenze umzuspannen, u. a. mit einem Sparef-
fekt von 1 Mio. DM und der geringeren Ausfallhäu-
figkeit deutscher Lokomotiven begründet. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er erwartet einen Bericht von 
der Deutschen Bundesbahn über die getroffenen 
Maßnahmen zum Zeitpunkt der Erörterung der Be-
merkungen des Bundesrechnungshofes 1986 (Haus-
haltsjahr 1984) im Rechnungsprüfungsausschuß. 

Zu Nr. 62 

— Sonderangebote im Fernreiseverkehr— 

Der Vorstand der Deutschen Bundesbahn hat die 
Entwicklung des Fernreiseverkehrs ausführlich 
dargestellt und den Rückgang der Zahl der Reisen-
den als problematisch bezeichnet. Während es bei 
den ausgebauten S-Bahnsystemen (z. B. in Mün-
chen und Stuttgart) sowie voraussichtlich auch im 
Intercity-Verkehr keine Probleme gebe, sei die Si-
tuation beim Verkehr mit D-Zügen, Eilzügen und 
Nahverkehrszügen nicht so günstig zu beurteilen. 
Für den Rückgang der Zahl der Reisenden in die-
sem Bereich hat er im wesentlichen zwei Gründe, 
das Auto und den Preis, angeführt. Er hat seine 
Auffassung bekräftigt, daß eine Kombination von 
Maßnahmen mit dem Ziel der Verbilligung des An-
gebotes und ein vom Durchschnitt bezahlbarer 
Preis zu einem Anstieg der Zahl der Reisenden füh-
ren werde. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er erwartet, daß der Vorstand 
künftig einheitliche Maßstäbe, sowohl für die Erfas-
sung der gesamten Erlöse und Kosten sowie deren 
Zuordnung im Rahmen einer Teilkostenrechnung 
unter besonderer Berücksichtigung von Ziel und 
Zweck der Sonderangebote festlegt. 
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Zu Nr. 63 

— Grunderwerb für die Neu- und Ausbaustrek-
ken  — 

Der  Vorstand der Deutschen Bundesbahn hat den 
Hintergrund und die Abwicklung des Geschäftes 
ausführlich erläutert. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er erwartet, daß der Vorstand 
bei den mit Grundstücksangelegenheiten befaßten 
Stellen verstärkt auf die Beachtung der Grundsätze 
der Ordnungsmäßigkeit, Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit hinwirkt. 

Zu Nr. 64 

— Grunderwerb für die geplante Flughafen-S-Bahn 
München — 

Der  Bundesminister der Finanzen hat als Vertreter 
des Bundes im Aufsichtsrat der Flughafen Mün-
chen GmbH (FMG) zu dem Grunderwerb und den 
damit zusammenhängenden Problemen ausführlich 
Stellung genommen. Er hat erklärt, es sei unbestrit-
ten, daß ein landwirtschaftlicher Betrieb, der z. B. 
durch eine Trasse durchschnitten werde, gemessen 
an dem bisherigen Zustand, in seinem Wert leide. 
Er hat sich daher gegen die Formulierung des Bun-
desrechnungshofes gewandt, die Entschädigungen 
seien „ohne Rechtsgrund" geleistet worden. Abgese-
hen davon, daß man über die Berechnungsmethode 
und die Höhe der Entschädigung diskutieren kön-
ne, hat er die Abwicklung des Grunderwerbs als im 
Prinzip in Ordnung bezeichnet. 

Der Bundesrechnungshof hat eine ausführliche 
Darstellung der Grunderwerbsverhandlungen aus 
seiner Sicht gegeben und hat den Umfang seiner 
Prüfungstätigkeit erläutert. Hinsichtlich des Ein-
wandes des Bundesministers der Finanzen gegen 
die Formulierung, Entschädigungen seien ohne 
Rechtsgrund vereinbart worden, hat er ausgeführt, 
die ursprüngliche Formulierung sei gewesen, der 
Bundesrechnungshof habe Bedenken dem Grunde 
und der Höhe nach gegen den Grunderwerb in fünf 
Fällen. Er hat begründet, weswegen er bei der Fest-
stellung „dem Grunde und der Höhe nach" bleiben 
wolle. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat seine Erwartung geäu-
ßert, daß die Deutsche Bundesbahn ihre Grund-

stücksgeschäfte künftig mit mehr Sorgfalt und 
sachgerecht abwickelt. 

Zu Nr. 65 

— Organisation und Dokumentation bei automati-
sierten Verfahren — 

Der  Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesrechnungs-
hof aufgefordert, die Maßnahmen des Vorstandes 
zu beobachten. 

Sondervermögen Deutsche Bundespost 

Zu Nr. 66 

— Jahresabschluß — 

Der  Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nr. 67 

— Zahl und Einsatz der Kraftfahrzeuge zur Post-
beförderung — 

Der  Bundesminister hat die zur Verminderung des 
Fahrzeugbestandes eingeleiteten Maßnahmen dar-
gelegt. Er hat auf die für 1986 erfolgte Verminde-
rung um 300 Fahrzeuge hingewiesen und den den 
Oberpostdirektionen erteilten Auftrag hervorgeho-
ben, ihrer Fachaufsicht für einen wirtschaftlicheren 
Fahrzeugeinsatz besser nachzukommen. Die Ober

-

postdirektionen seien aufgefordert worden, in einer 
gezielten Fachprüfung den wirtschaftlichen Einsatz 
der Fahrzeuge zu prüfen und darüber bis Mitte die-
ses Jahres zu berichten. 

Er hat betont, daß die Verminderung des Fahrzeug-
bestandes nicht zu Lasten des Personals durchge-
führt werde. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung und dem 
vom Bundesminister bisher Veranlaßten zustim-
mend Kenntnis genommen. 

Zu Nr. 68 

— Wiedereinsatz von Fernsprechapparaten — 

Der  Bundesminister hat die zwischen den Modellen 
FeAp 61 und FeAp 79 bestehenden Unterschiede er-
läutert und die Problematik beschrieben, die sich 
beim Wiedereinsatz der alten Apparate des Modells 
FeAp 61 stellt. Ein Erfolg sei nicht so eingetreten, 
wie erhofft. Er hat unterstrichen, daß die Feststel-
lungen des Bundesrechnungshofes nicht bestritten 
werden. Er hat den Bundesrechnungshof jedoch 
darum gebeten, der Deutschen Bundespost den un-
ternehmerischen Freiraum zu belassen, um eine 
Anpassung an Kundenwünsche zu erleichtern. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat seine Erwartung geäu-
ßert, daß der Bundesminister Maßnahmen ergreift, 
die alten Geräte unter zumutbaren Bedingungen zu 
verwerten, im übrigen aber die vom Markt gefor-
derte flexible Verkaufspolitik fortsetzt. 

Zu Nr. 69 

— Bedarfserkennung und Vorschauplanung für 
Vorhaben der Fernsprechortsvermittlungstech-
nik — 

Der  Bundesminister hat festgestellt, daß die Anre-
gungen des Bundesrechnungshofes von seinem 
Hause akzeptiert würden. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 
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Zu Nr. 70 

— Neugestaltung von Fernmeldediensten 
mit Einsatz von Datenverarbeitungssystemen -
- Vorhaben KONTES -  

Der  Bundesminister hat erläutert, daß es im Zu-
sammenhang mit dem Einsatz von Datenverarbei-
tungssystemen nicht zu Entlassungen kommen 
werde. Er hat dargelegt, daß die für möglich gehal-
tenen Einsparungen nicht ausschließlich auf Perso-
nalminderungen beruhten. Es werde rationalisiert, 
aber niemand entlassen. Er hat mitgeteilt, daß das 
Personal von den getroffenen Lösungen sehr ange-
tan sei. Er hat ferner zu der Frage Stellung genom-
men, ob durch die modernen Anlagen eine Lei-
stungs- und Verhaltenskontrolle der Arbeitnehmer 
zu befürchten sei. Nach der Schilderung der Mög-
lichkeiten hat er eine gewisse Kontrolle aus Daten-
schutzgründen als erforderlich bezeichnet, weil 
man wissen müsse, wann jemand in eine DV-An-
lage hineinwirke. Er hat in diesem Zusammenhang 
auch die Frage der Arbeitsplätze für Frauen in die-
sem Bereich angeschnitten. 

Der Bundesrechnungshof hat bestätigt, daß zwi-
schen dem Bundesminister und der Personalvertre-
tung eine Absprache besteht, das Personal trotz der 
großen Rationalisierungspotentiale nicht zu ver-
mindern. Es bestehe lediglich die Absicht, die Zu-
wächse abzufangen. Dies habe der Bundesrech-
nungshof akzeptiert. Er hat hervorgehoben, daß 
durch diese Maßnahme sowohl die Dienstgüte als 
auch die Arbeitsplätze eindeutig verbessert wür-
den. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat seine Erwartung zum 
Ausdruck gebracht, daß der Bundesminister das 
Vorhaben KONTES entsprechend seiner großen 
wirtschaftlichen Bedeutung zügig vorantreibt, dabei 
aber arbeitsmarktpolitische und personalpolitische 
Aspekte nicht außer acht läßt. 

Zu Nr. 71 

— Verwendung außer Betrieb genommener 
Kabel  — 

Der  Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat die Erwartung geäu-
ßert, daß der Bundesminister bei seinen Dienststel-
len auf eine Einhaltung der bestehenden Vorschrif-
ten zu einer wirtschaftlichen Verwendung freige-
schalteter Kabel hinwirkt und eine vollständige Ab-
lieferung der auf Baustellen gewonnenen wert-
vollen Materialien sicherstellt. 

Zu Nr. 72 

— Personalentwicklung — 

Der  Bundesminister hat festgestellt, seine Darle-
gungen zeigten, wie weitgehend er den Anregungen 
des Bundesrechnungshofes gefolgt sei. Die Perso-
nalwirtschaft in seinem Hause werde sorgfältig ge-
führt. In der derzeitigen arbeitsmarktpolitischen Si

-

tuation sei jedoch ein gewisser Spielraum erforder-
lich. Er hat auf den in bestimmten Bereichen beste-
henden Fachkräftemangel hingewiesen (z. B. bei 
Ingenieuren) und ausdrücklich die Garantie 
seines Hauses bestätigt, daß kein Bediensteter im 
Zuge von Rationalisierungsmaßnahmen entlassen 
werde. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister 
ersucht, die Konsolidierung der Personalentwick-
lung weiter voranzutreiben und nur die für die Be-
triebsabwicklung notwendigen Stellen in den Haus-
halt einzustellen und die Zahl der Arbeitsplätze ent-
sprechend zu begrenzen; dabei sind arbeitsmarkt-
und personalpolitische Gesichtspunkte zu beach-
ten. 

 Zu Nr. 73 

— Personalbedarf in Fernmeldebaubezirken — 

Der  Bundesminister hat mitgeteilt, die Aufstellung 
des Bundesrechnungshofes zum großen Teil akzep-
tiert zu haben und auf die Anfang des Jahres dazu 
erlassenen Regelungen hingewiesen, die im Laufe 
dieses Jahres eine Minderung von 1 300 bis 1 400 
Dienstkräften bewirken solle. Er hat auf den Wider-
stand der Personalvertretung hingewiesen und zu-
gesichert, daß er bei der Durchführung der verfüg-
ten Maßnahmen mit größter Behutsamkeit vorge-
hen werde, wobei Umsetzungen nur erfolgten, wenn 
sie sozial verträglich seien. 

Er hat abschließend festgestellt, die Prüfungsbe-
merkungen des Bundesrechnungshofes aufgegrif-
fen und umgesetzt zu haben. 

Der Bundesrechnungshof hat erläutert, einen be-
stimmten Dienstzweig überprüft zu haben, den er 
als übersättigt erkannt habe. Daher könne man 
nicht auf den Personalbedarf der gesamten Deut-
schen Bundespost hochrechnen. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung und den ein-
geleiteten Maßnahmen angesichts der Tatsache, 
daß die Maßnahmen ohne Entlassungen verwirk-
licht werden, zustimmend Kenntnis genommen. 

Zu Nr. 74 

— Personelle Auswirkungen durch Versorgungs-
engpässe bei Fernsprechapparaten — 

Der  Bundesminister hat den Mehraufwand für das 
vorübergehende Anschließen von Ersatzapparaten 
bestätigt und mitgeteilt, daß er dieses Vorgehen als 
Bestandteil einer angemessenen Dienstleistungspo-
litik seines Hauses für richtig halte. Er hat einge-
räumt, das Problem der Einhaltung der Lieferfri-
sten durch die Firmen nicht im Griff zu haben. Er 
hat sich zur Frage der Vertragsstrafen geäußert 
und das in seinem Hause praktizierte Verfahren 
erläutert: 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister 
aufgefordert, die Maßnahmen für eine engere und 
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zeitnähere Abstimmung der Werbemaßnahmen für 
Fernsprechapparate auf die Lieferfähigkeiten der 
Firmen weiterzuverfolgen. Er hat den Bundesmini-
ster ersucht, darauf hinzuwirken, daß bei Lieferver-
zug in angemessenem Umfang Vertragsstrafen ver-
einbart und auch durchgesetzt werden. 

Zu Nr. 75 

— Bemessung der Aufsichten im Bereich Fern-
sprechentstörung — 

Der  Bundesminister hat unter Hinweis auf die viel-
fältigen Innovationen die verstärkten Bemühungen 
um Fortbildung allgemein bestätigt und den vorlie-
genden Fall angesichts der eingeleiteten Maßnah-
men als erledigt bezeichnet. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung und den zwi-
schenzeitlich vom Bundesminister durchgeführten 
Maßnahmen zustimmend Kenntnis genommen. 

Zu Nr. 76 

— Beachtung arbeitszeitrechtlicher Vorschriften in 
den Dienstplänen — 

Der  Bundesminister hat zu den drei vom Bundes-
rechnungshof beanstandeten Bereichen Stellung 
genommen und hat hervorgehoben, daß die vom 
Bundesrechnungshof festgestellten Beanstandun-
gen fast ausnahmslos behoben worden seien. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nr. 77 

— Aufwandsvergütungen für die auswärtige Be-
schäftigung — Ermittlung von Außendienstzei-
ten  — 

Der  Bundesminister hat ausführlich zur Frage der 
Pauschalierung Stellung genommen und wegen der 
tarifrechtlichen Besonderheit die Kompliziertheit 
des Sachverhalts hervorgehoben. Eine von ihm ein-
gesetzte Arbeitsgruppe sei zu dem Ergebnis gekom-
men, Pauschalierungen nur dann vorzunehmen, 
wenn die Kräfte überwiegend im Außendienst tätig 
seien. Er hat mitgeteilt, hinsichtlich möglicher Ta-
rifvertragsänderungen gewisse Chancen zu sehen, 
da sich die Situation durch Arbeitszeitverkürzun-
gen allmählich geändert habe. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen und den Bundesminister auf-
gefordert, Maßnahmen einzuleiten, die den unge-
rechtfertigten Zahlungen von Aufwandsvergütun-
gen im Außendienst des Fernmeldedienstes entge-
genwirken. 

Zu Nr. 78 

— Gewährung von Winterzusatzurlaub — 

Der  Bundesminister hat die Forderung des Bundes

-

rechnungshofes akzeptiert, daß bei der Vorschrift 

zur Gewährung des Winterzusatzurlaubes streng zu 
verfahren sei. Die erreichte Reduzierung um zwei 
Drittel sei bereits auf die strengere Anwendung der 
Vorschriften zurückzuführen. Er hat andererseits 
unterstrichen, daß das Mittel des Winterzusatzur-
laubes ein gewisses Maß an Flexibilität in der Ur-
laubsabwicklung gestatte. Er hat bezweifelt, noch 
niedrigere Werte erreichen zu können. 

Der Bundesrechnungshof hat angemerkt, ihm sei es 
darauf angekommen, auf die unterschiedliche 
Handhabung der Vorschriften durch die Ämter hin-
zuweisen. Er hat betont, in den vom Bundesmini-
ster eingeleiteten Maßnahmen bereits eine erhebli-
che Verbesserung zu sehen. Im übrigen sei es ihm 
bei der Diskussion über einen möglichen Wegfall 
des Winterzusatzurlaubes überhaupt auch um die 
Frage der Gleichbehandlung in der Bundesverwal-
tung gegangen. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung und den 
Maßnahmen des Bundesministers zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister 
gebeten, zu prüfen, ob es weitere geeignete Maß-
nahmen zur Einschränkung des Winterzusatzurlau-
bes gibt und über die weitere Entwicklung nach 
Ablauf des Urlaubsjahres 1985/86 zu berichten. 

Zu Nr. 79 

— Vergabe von Bauleistungen bei der Errichtung 
von Erde-Funkstellen — 

Der Bundesminister hat zur Frage der Einschal-
tung von Generalunternehmern und des Wettbe-
werbs Stellung genommen. Am Beispiel der Erde

-

Funkstelle in Fuchsstadt hat er das Verfahren und 
die Problematik geschildert, wobei er besonders auf 
die Notwendigkeit des Einsatzes von Generalunter-
nehmern bei der Errichtung von Satellitenfunkan

-

tennen hingewiesen und dafür eine Reihe von 
Gründen angeführt hat. Er hat unterstrichen, daß 
der Einsatz von Generalunternehmern auf Ausnah-
men beschränkt bleibe. 

Im übrigen hat er zugesichert, Mißstände künftig 
dadurch zu vermeiden, daß von den Firmen nur 
noch Angebote akzeptiert werden, die detaillierte 
Angaben über Einheitspreise und Mengen enthiel-
ten. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister 
aufgefordert, sicherzustellen, daß 

1. Ausschreibung und Wettbewerb nicht dadurch 
unmöglich gemacht werden, daß die Deutsche 
Bundespost sich selbst unter Zeitdruck setzt, 

2. bei der Anforderung von Leistungen VOB und 
VOL beachtet werden, 

3. auch bei der Vergabe an Generalunternehmer 
durch Ausschreibung Wettbewerb stattfindet. 
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Bundesunmittelbare juristische Personen des öf-
fentlichen Rechts 
Bundesanstalt für Arbeit 

Zu Nr. 80 

— Überblick über die Arbeits- und Haushaltslage 
der Bundesanstalt für Arbeit — 

Der  Bundesminister hat mitgeteilt, daß eine Prüf-
gruppe des Bundesrechnungshofes, bestehend aus 
sieben Mitarbeitern, zur Zeit das Personalbemes-
sungssystem der Bundesanstalt überprüfe, welches 
er für das bestmögliche halte. 

Er hat betont, daß die Bundesanstalt in den letzten 
Jahren erhebliche zusätzliche Leistungen erbrin-
gen mußte. Ursachen hierfür seien neue Gesetze 
und die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt gewe-
sen. Er hat einen Überblick über die Personalent-
wicklung bei der Bundesanstalt seit 1983 gegeben. 

In der Frage des der Bundesanstalt im Jahre 1975 
gewährten Darlehens teile er die Auffassung der 
Bundesanstalt. Nach einer Schilderung der bisheri-
gen Entwicklung hat er sein Unbehagen dazu geäu-
ßert. 

Die Bundesanstalt hat die Personalentwicklung vor 
dem Hintergrund der gewachsenen Aufgaben in 
den einzelnen Tätigkeitsbereichen dargestellt und 
dafür plädiert, in der Frage der Personalbemessung 
das Ergebnis der Prüfgruppe des Bundesrech-
nungshofes abzuwarten. Sie hat hervorgehoben, im 
Bereich der instabilen Beschäftigung Probleme zu 
sehen, die gelöst werden müßten und hat festge-
stellt, daß neue Stellenwünsche damit jedoch nicht 
verbunden seien. Unter Hinweis auf die mit der 
elektronischen Datenverarbeitung gegebenen Mög-
lichkeiten hat sie darauf hingewiesen, daß sich eine 
„personelle Null-Linie" unter der Voraussetzung ab-
zeichne, daß ihr nicht abermals neue Aufgaben 
übertragen oder bestehende Aufgaben verkompli-
ziert würden. 

Zur Frage des Darlehens hat die Bundesanstalt ihre 
Meinung unterstrichen, einen klaren Rechtsstand-
punkt zu vollziehen. Die gesetzliche Regelung, wo-
nach sie Zuschüsse zu beanspruchen habe, sehe vor, 
daß sie nur Darlehen in der Größenordnung der 
Außenstände erhalte. Außenstände seien inzwi-
schen nicht mehr vorhanden. Die 5,5 Mrd. DM von 
heute seien eine hochliquide angelegte Schwan-
kungsreserve, die etwa den finanziellen Spielraum 
eines Jahres ausmache. 

Der Bundesminister der Finanzen hat auf den Un-
terschied zwischen Rechtsstandpunkt und prakti-
scher Durchsetzbarkeit hingewiesen. Ursprünglich 
seien sich der Bundesminister für Arbeit und Sozi-
alordnung und er einig gewesen, daß ein Darlehen 
von 2,4 Mrd. DM bestünde. Die Bundesanstalt habe 
dies nicht so gesehen. Er hat unterstrichen, daß die 
Frage endlich geregelt werden müsse. 

Der Bundesrechnungshof hat die Aufgabe seiner 
Prüfgruppe zur Untersuchung des Personalbemes-
sungssystems der Bundesanstalt erläutert. 

Der Ausschuß hat die laufende Überprüfung des 
Personalbemessungssystems der Bundesanstalt 
durch den Bundesrechnungshof sehr begrüßt und 
dabei die Hoffnung geäußert, daß die Ergebnisse 
nach Möglichkeit schon beim nächsten Haushalt 
der Bundesanstalt berücksichtigt werden. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister 
aufgefordert, eine Lösung in dem Streit um die 
Höhe der restlichen Darlehensforderung alsbald 
herbeizuführen. 

Zu Nr. 81 

— Zusatzkräfte — 

Die  Bundesanstalt hat unter Hinweis auf die Sai-
sonabhängigkeit festgestellt, noch immer ohne den 
Einsatz von Zusatzkräften nicht auszukommen. Der 
Bundesrechnungshof habe dieses Problem zu Recht 
angesprochen. 

Der Ausschuß hat empfohlen, die Ergebnisse der 
Prüfung des Personalbemessungssystems abzuwar-
ten. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nr. 82 

— Grundsatzfragen der beruflichen Bildung (ein

-

schließlich der beruflichen Rehabilitation)  — 

Der  Bundesminister hat mitgeteilt, die berechtigten 
Feststellungen des Bundesrechnungshofes hätten 
in den vergangenen Jahren eine Reihe von Maß-
nahmen zur Konsolidierung veranlaßt. Er hat auf 
die in der Hauptstelle erfolgte Neuorganisation im 
Bereich Vermittlung und beruflicher Bildung ver-
wiesen. Trotzdem seien die Teilnehmerzahlen sehr 
erheblich gestiegen. Die neue Konzeption gehe da-
von aus, Bildungsförderung in den Bereichen zu be-
treiben, wo man annehmen könne, daß der Betrof-
fene auch einen Arbeitsplatz finde. Ziel sei die Aus-
richtung aller Bildungsmaßnahmen auf den jetzi-
gen und künftigen Bedarf. Eine Harmonisierung 
zwischen schulischer und beruflicher Bildung sei 
nicht erreicht worden. 

Die Bundesanstalt hat auf ihre Qualifizierungsof-
fensive 1986 und die damit verbundenen Aktivitä-
ten hingewiesen. Es komme ihr auf eine hohe Flexi-
bilität an, denn die berufliche Weiterbildung ver

-

lange wegen des technischen und ökonomischen 
Wandels in der Wirtschaft ein flexibles Reagieren. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung Kenntnis 
genommen. 

Zu Nr. 83 

— Förderungsmaßnahmen — 

Der  Bundesminister hat erklärt, die Auffassung, 
wonach Bildung auf Vorrat sinnvoll sei, nur dann zu 
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teilen, wenn der Betroffene nachher auf dem Ar-
beitsmarkt unterkommen könne. Die Umorganisa-
tion der Bundesanstalt und das neue Konzept stell-
ten sicher, daß in Zukunft, soweit gerechtfertigt, Bil-
dung auf Vorrat erfolge. Fortbildung solle jetzt 
schon für die in späteren Jahren zu erwartenden 
Anforderungen durchgeführt werden. 

Der Ausschuß hat auf die Haltung des Bundesrech-
nungshofes hingewiesen, Bildung auf Vorrat nur zu 
befürworten, wenn dadurch zumindest mittelfristig 
ein Arbeitsplatz zu erhalten sei. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nr. 84 

— Qualifizierungsmaßnahmen — 

Die  Bundesanstalt hat die Vielfalt der angebotenen 
beruflichen Weiterbildungsmaßnahmen erläutert 
und die Bedeutung eines schon vorhandenen Quali-
fizierungsgrades für die Dauer der Maßnahme und 
die Abbrecherquote hervorgehoben. Zu den bei den 
Maßnahmen unterrepräsentierten Gruppen hat sie 
die Frauen gezählt. Obwohl der Anteil der Frauen 
im Vergleich zu früher gestiegen sei, könne dies 
noch nicht als ausreichend angesehen werden. Die 
Abbrecherquoten seien höher als bei den anderen 
Teilnehmergruppen. Sie hat Gründe dafür erläutert 
und mitgeteilt, daß bei den Gruppen mit größeren 
Schwierigkeiten eine sozialpädagogische Beglei-
tung vorgesehen sei. Im übrigen seien gezielte Wei-
sungen an die Ämter ergangen, daß Maßnahmen 
für den betroffenen Personenkreis adäquat zu ge-
stalten seien. 
Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nr. 85 

— Umschulung zum Berufskraftfahrer — 

Die  Bundesanstalt hat die Maßnahme erläutert und 
darauf hingewiesen, daß es sowohl auf das Ziel der 
Maßnahme als auch auf die Ausgangssituation der 
betreffenden Teilnehmer ankomme. In dem einen 
Fall sei es um die gesamte Berufsausbildung gegan-
gen, in dem anderen Fall um das Nachholen einer 
noch fehlenden Facharbeiterprüfung. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nr. 86 

— Arbeits- und Berufsförderung Behinderter — 

Die  Bundesanstalt hat betont, die Dienststellen der 
Arbeitsverwaltung auf die Notwendigkeit einer 
gründlichen Analyse und eingehenden Begründung 
des konkreten Umschulungsfalles hingewiesen zu 
haben. Sie hat erklärt, daß bei der Betreuung von 
Schwerbehinderten der Grundsatz „Vermittlung 
geht vor Leistung" im Vordergrund steht. Sie hat 
über die Fortschritte in diesem Bereich berichtet. 

Der Ausschuß hat es besonders begrüßt, daß sich 
die Bundesanstalt von dem Grundsatz „Vermittlung 
geht vor Leistung" leiten lasse. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe 

Zu Nr. 87 

— Prüfung der Verfügbarkeit — 

Die Bundesanstalt hat mitgeteilt, daß die Problema-
tik der Überzahlungen gesehen und alles zur Ab-
hilfe getan werde. Dazu gehöre das Erreichen einer 
möglichst hohen Vermittlungsquote und eine Ver-
besserung der Kontakte zu den Arbeitslosen. Sie 
hat festgestellt, zu einem hohen Prozentsatz der 
Altbezieher von Arbeitslosengeld und Arbeitslosen-
hilfe Kontakt gehabt zu haben. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister 
aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, daß die Bun-
desanstalt eine zeitnahe und gründliche Überprü-
fung der Verfügbarkeit des Arbeitslosen gewährlei-
stet. 

Zu Nr. 88 

— Anrechnung von Nebeneinkommen — 

Der  Bundesminister hat mitgeteilt, daß wegen die-
ses Problems § 138 AFG geändert worden sei, ohne 
jedoch das Problem der Nachprüfung zu lösen. Es 
handele sich um ein schwieriges Gebiet. 

Die Bundesanstalt hat zum Problem der Anhebung 
der Freibeträge bei der Arbeitslosenhilfe ange-
merkt, daß dieses durch die zunehmende Zahl an 
Leistungsempfängern, die zugleich auch Sozialhil-
feempfänger seien, entstanden ist. Das sozialpoliti-
sche Ziel sei die Entlastung der Sozialhilfe gewe-
sen. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister 
aufgefordert, dafür zu sorgen, daß einheitliche Re-
gelungen zur Tätigkeit von Arbeitslosen getroffen 
werden, die im Betrieb eines Angehörigen beschäf-
tigt sind oder einem selbständigen Nebenerwerb 
nachgehen. 

Zu Nr. 89 

— Benachrichtigung der Arbeitsämter über die 
Auslegung von Gesetzesänderungen — 

Die  Bundesanstalt hat zu der Beanstandung des 
Bundesrechnungshofes, die entsprechende Weisung 
sei nicht schnell genug erfolgt, ausgeführt, daß es 
um eine rechtliche Auseinandersetzung gegangen 
sei und hat diese aus ihrer Sicht dargelegt. In Fäl-
len mit nicht unerheblicher finanzieller Bedeutung, 
müsse es möglich sein, unklare Rechtsfragen in ei-
nem Meinungsaustausch zu klären. 
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Der Bundesminister hat auf sein nur begrenztes 
Weisungsrecht gegenüber der Bundesanstalt hinge-
wiesen. Im vorliegenden Fall habe er kein Wei-
sungsrecht. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister 
aufgefordert, für eine gleichmäßige Anwendung der 
Gesetze Sorge zu tragen. 

Sonstige juristische Personen des öffentlichen 
Rechts 

Landesversicherungsanstalt Rheinprovinz 

Zu Nr. 90 

— Neubau des Verwaltungsgebäudes für die Haupt-
verwaltung in Düsseldorf — 

Die Landesversicherungsanstalt (LVA) hat zur Pla-
nung des Neubaues und zur Entwicklung der Bau-
angelegenheiten seit Mitte der 60er Jahre ausführ-
lich Stellung genommen. Dabei hat sie über ihre 
Verhandlungen mit der Stadt Düsseldorf berichtet 
und dargestellt, welche Bedeutung die Standort-
frage gespielt hat. Besonders ist sie auf die Erweite-
rung des Parkhauses und die Kosten pro Parkplatz 
eingegangen. Sie hat unterstrichen, daß zu der Zeit, 
als in Düsseldorf die Entscheidung über den Neu-
bau zu treffen gewesen sei, ein anderes Grundstück 
nicht zur Verfügung gestanden habe. Sie hat darauf 
hingewiesen, daß der Bundesrechnungshof alle 
Bauvorhaben vom Anfang bis zum Ende routinemä-
ßig begleite. 

Der Landesminister für Arbeit, Gesundheit und So-
ziales hat ausführlich dargelegt, weshalb er die An-
gelegenheit nach sorgfältiger Prüfung als erledigt 
ansehe. Er hat unterstrichen, daß er die Angelegen-
heit für nunmehr in Ordnung halte, ein Schaden 
nicht vorliege und die Wirtschaftlichkeit sich erheb-
lich erhöht habe. 

Der Bundesrechnungshof hat begründet, weswegen 
er einen Sachverhalt in die Bemerkungen aufge-
nommen habe, bei dem es um eine landesunmittel-
bare juristische Person des öffentlichen Rechts 
gehe, die der Rechts- und Fachaufsicht eines Lan

-

desministeriums unterstehe. Nicht nur die Zu

-

schösse des Bundes aus Steuermitteln seien als Be-
gründung anzuführen, sondern auch die Möglich-
keit des Landes, über den Bundesrat unmittelbar 
Einfluß zu nehmen, habe eine Rolle gespielt. Der 
Bundesrechnungshof hat ferner zur Kostenent-
wicklung Stellung genommen und hat seine sich 
von den Angaben der LVA unterscheidenden Be-
rechnungen erläutert. Er hat unterstrichen, daß ein 
preiswerteres Vorgehen möglich gewesen wäre. An-
gesichts des vorliegenden Sachverhaltes hat er 
empfohlen, an die Verantwortlichen zu appellieren, 
künftig in solchen Fällen sorgfältiger zu verfahren. 
Die Sorgen des Bundes sollten ernstgenommen 
werden. 

Der Bundesminister der Finanzen hat sich zur 
Frage der Aufnahme des Sachverhaltes in die Be-
merkungen und der Behandlung durch den Deut-
schen Bundestag der Auffassung des Bundesrech-
nungshofes angeschlossen. Er hat aber betont, daß 
die Bemerkung im rechtlichen Sinne nicht Teil des 
Entlastungsverfahrens für die Bundesregierung sei. 
Es handele sich um eine Bemerkung, die der Bun-
desrechnungshof aus seinem Prüfungsrecht vor-
nehme und dem Parlament zur Kenntnis bringe, 
um über solche Vorgänge zu unterrichten. 

Wegen der verfahrensmäßigen Besonderheiten und 
der möglicherweise unterschiedlichen Interessen-
lage zwischen dem Land und dem Bund hat der 
Ausschuß die Auffassung vertreten, den Sachver-
halt mit einer Empfehlung an den Landtag in Düs-
seldorf weiterzureichen und die Diskussion im 
Rechnungsprüfungsausschuß gleichzeitig — soweit 
möglich — zu Ende zu führen. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat das Verhalten der Lan-
desversicherungsanstalt mißbilligt und empfiehlt 
dem Ausschuß für Haushaltskontrolle des Landta-
ges von Nordrhein-Westfalen, die Angelegenheit 
weiter zu verfolgen. 

Er hat das zuständige Landesministerium gebeten, 
alle Spielräume und Möglichkeiten der Aufsicht zu 
nutzen, um ein ordnungsmäßiges und wirtschaftli-
ches Bauen der Landesversicherungsanstalten si-
cherzustellen. 








